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Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 


15. Sitzung des Reichstages. (21. November.) 
en 195 Am Tiſche des Bundesrathes Fürſt Bismarck, Delbrück, 

zog u. A. 

Praſident v. Forckenbeck hat den Vorſitz bereits wieder übernommen 
und tritt fein Amt mit folgender Erklärung an: M. H. Ich habe bereits 
dem Vicepräſidenten die Annahme der Wiederwahl zum erſten Präſidenten 
des deutſchen Reichstages erklärt. Indem ich für das mir durch dieſe Wie⸗ 
derwahl ausgeſprochene Vertrauen meinen tiefgefühlten Dank ausſpreche, 
übernehme ich nunmehr in dem Bewußtſein dieſes Vertrauens die Leitung 
der Geſchäfte, ernſtlich bittend, mich allſeitig in derſelben zu unterſtützen (All⸗ 
amt Beifall). 3 2 

or der heutigen Sitzung ift die Commiſſion für das Bankgeſetz 
Ee und hat ſich conſtituirt: v. Unruh (Vorſitzender), v. Varnbüler 
Stellv.“ Pariſius (Schriftführer), Haanen (Stellv.), v. Minnigerode, v. Kar⸗ 
dorff, Berger, Dickert üller (Würtemberg), Georgi, Mosle, v. Miller 
(Weilheim), Schröder (Lippſtadt), Sonnemann, Lasker, Bamberger, v. Schauß, 
Hamm, p. Aretin (Ingolſtadt), Harnier, Dr. Braun. 

In Folge ſeines Eintrittes in die Commiſſion für das Bankgeſetz hat der 
Abg. Lasker ſeinen Austritt aus der Budget⸗Commiſſion erklärt. 

Abg. Winterer, unterſtützt von ſeinen elſäſſiſchen Collegen und dem 
Centrum, interpellirt die Reichsregierung wegen der Behandlung, die zwei 
für Frankreich optirende Elſaß⸗Lothringer von den Behörden der Reichslande 
erfahren haben ſollen (die Beſchwerde des Interpellanten iſt mit allen 
Details in den Zeitungen bereits mitgetheilt) und ſchließt mit der Anfrage: 
„hat die Reichsregierung Kenntniß von den vorgetragenen Vorfällen? Mit 
welchen Geſetzen des Reichslandes glaubt ſie dieſelben in Einklang bringen 
zu können? Beziehungsweiſe, wie gedenkt fie Remedur zu ſchaffen? “ 

Der Interpellant führt aus, daß ſeit dem Ablaufe der Optionsfriſt, 
d. h. ſeit zwei Jahren, ein beſtimmt geordneter Zuftand binſichtlich der Op: 
tanten noch nicht eingetreten ſei; die Optanten werden durch die Polizei ver⸗ 
folgt und es herrſcht Unſicherbeit und Willkür. Das Recht der Auswan⸗ 
derung und Option iſt in dem letzten Jahrhundert in alle Friedensverträge 
aufgenommen, aber niemals in ſo wenig klaren und beſtimmten Worten aus⸗ 

eſprochen, wie in dem Frankfurter Friedensvertrage. Zu den aus dieſer 

uklarheit entſtehenden Verwickelungen kam noch eine bis dahin nicht vor⸗ 
gekommene Härte der Behandlung der Optanten hinzu. Eine Option ift 
gültig, wenn der Optant zur Zeit derſelben volljährig war, wenn er gehörig 
und rechtzeitig optirte und wenn er vor dem Optionstermin, alſo vor dem 
1. October 1872, feinen Wohnſitz nach Frankreich verlegte. Dieſe Bedingun⸗ 
en halte Johann Hammerl& von Ober⸗Muesbach ſämmtlich erfüllt, er hatte 
ich in Frankreich der Recrutenloſung unterworfen; 20 Monate nach dem 

ptionsiermin beſuchte er feine Eltern und ſoſort ſoll er verhaftet werden, 
er flieht, der Gendarm Heym ſchießt auf ihn, Hammerl ſtirbt an der Wunde. 
Er hatte durchaus keinen Widerſtand geleiſtet, der Gendarm war alſo nicht 
im Stande der Nothwehr; die That erſcheint aber in den Augen der Ver⸗ 
waltung als gerechtfertigt, denn der Gendarm blieb unbehelligt in ſeinem 

mie. Ueber die Giltigkeit der Option des Anton Deybach herxſcht gar kein 
Zweifel; aber jedesmal, wenn er ſeine Eltern beſuchte, erſchienen ſofort 
die Gendarmen und hielten in der Nacht oder am frühen Morgen Haus⸗ 
ſuchungen. Wenn das nicht Willkür iſt, dann weiß man nicht, was Willkür 
genannt werden ſoll. Die Optanten werden ohne alle Schonung behandelt, 
es wird ihnen nicht geſtattet, für ihren Grundbeſitz auch nur die nothwen⸗ 
digſte Sorgfalt auszuüben, ſie werden wie Verbrecher behandelt. Aber 
Streitfragen auf dieſem Gebiete ſollen nicht der Verwaltung, ſondern den 
Gerichten überwieſen werden. Denn die Optionsfrage berührt 50,000 Fa⸗ 


milien im Elſaß, ihre Conſeguenzen ſollten nicht der Willkür der Verwal⸗ 
dung, un, ne Warhe beraen werden. 
eh. Rath Herzog: Die Perſonen, in deren Intereſſe die Interpellation 


eſtellt iſt, ſind nach der eigenen Darſtellung des Interpellanten fränzöſiſche 
taatsbürger; die Regierung erkennt nicht am daß ee e a Ae 
tretung dieſer Intereſſen im deutſchen Reichstage legitimirt fei. (Bewegung.) 


Auch wenn das Sachverhältniß vollkommen richtig vorgetragen wäre, würde 


. 
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ich es doch ablehnen müſſen, auf die Sache näher einzugehen. Die Vertre⸗ 
tung von Ausländern liegt der Regierung des Landes ob, welchem ſie an⸗ 
gehören, fie erfolgt auf dem üblichen diplomatiſchen Wege. Eine Advokalur 
neben dieſer Vertretung kann auf Anerkennung keinen Anſpruch machen. 
Auf dem bezeichneten n e Wege iſt auch der zweite Fall des 
Anton Deybach zur Cognition des Reichskanzlers gelangt; von der franzöſi⸗ 
chen Regierung wurde ſeine Entlaſſung auf Grund von beigebrachten Titeln 

r ſeine Nationalität verlangt. Die Prüfung dieſer Titel ergab die Be⸗ 
gründung des Anſpruchs, Anton Deybach wurde Entlaſſen und damit war 
die Sache zur Zufriedenheit der franzöſiſchen Regierung erledigt; fie if: 
damit definitiv erledigt. Für den Fall des Johann Hemmerls bemerke ich, 
lediglich um einer Entitellung der Berichte entgegenzutreten, daß nach den 
dem Reichskanzler vorliegenden Mittheilungen ſich die Sache weſentlich anders 
verhält. Johann Hemmerlé hatte für die franzöſiſche Nationalität 1125 
und deren Giltigkeit iſt auch nicht in Zweifel gezogen. Bei ſeiner Rückkehr 
nach dem Elſaß wurde er als im militärpflichtigen Alter ſtehend ausgewieſen 
nach den ausdrücklichen Beſtimmungen des § 361 des Strafgeſetzbuches. 
Er kehrte gleichwohl zurück und bei der Ernte 8 er mit ſeinem Bruder 
in Streit und mißbandelte denſelben. Durch die Beſchwerde des Bruders 
elangte ſein Aufenthalt zur Kenntniß der Behörde, er wurde verhaftet; er 
uchte ſich der Haft durch die Flucht zu entziehen und wurde von dem Gen: 
darm Heym mit der Schußwaffe verwundet, wie das Geſetz es ihm erlaubte; 
er iſt dieſer Wunde erlegen. 

Es hat eine Unterſuchung der Angelegenheit ſtattgefunden und iſt der 
Gendarm von der zuſtändigen Behörde für ſchuldlos erklärt worden. Die 
Behauptungen der Interpellation ſind alſo in mehreren Punkten unrichtig. 
Hemmerls ijt nicht verhaftet, um zum Militär eingeftellt zu werden, ſondern 
eines gemeinen Vergehens wegen. Die allgemeinen Anſchuldigungen, welche 
die Interpellation gegen die Polizeibehörde ſelbſt vorbringt, enthehren jeder 
näheren thatſächlichen Begründung. Sollten im einzelnen Falle Ueberſchrei⸗ 
tungen der Amisdeſugniſe ſeitens der Polizeibehörde vorgekommen fein, fo 
wird es Sache der Betroffenen ſein, im geordneten Inſtanzenzuge eine Unter⸗ 
dung zu veranlaſſen; vorher wird eine Grörterung hier nicht gut ſtatt⸗ 

nden können. e 

Auf den Antrag des Abg. Windthorſt, den das Centrum und einige 
Mitglieder der Fortſchrittspartei, wie von Hoberbed und Richter, unterſtützt, 
tritt das Haus in eine Discuſſion über den Gegenſtand ein, die ſich jedoch 
auf folgende Bemerkungen des Antragſtellers beſchränkt: 

Abg. Windthorſt: Mir ſcheint die Erklärung des Vertreters der Re⸗ 
Site nicht in vollem Maße zutreffend. Die Antwort, daß die alleinige 
Vehördliche Inſtanz für dieſe Sache die franzöſiſche Regierung iſt, können wir 
uns in keiner Weiſe gefallen laſſen. hi handelt es fich hier keineswegs 
allein um die 5 55 von Franzosen, Niete auch um die Angehöri⸗ 
gen der betreffenden Leute und um die Gefühle aller W a N und 
wenn wir derartige Fälle zur Sprache bringen, fo ift damit ohne Weiteres 
die Legitimation des ntragſtellers gegeben. Aber wären auch nur Franzo⸗ 
fen in Frage, fo meine ich, daß die Unterthanen des deutſchen Reiches voll⸗ 
kommen legitimirt und berechtigt ſind, die Frage zu erörtern, ob Ausländer 
innerhalb der en des deutſchen Reiches gut oder ſchlecht gehandelt haben. 
Die Ehre Deutſchlands und die Intereſſen Deutſchlands in dieſer Frage 
en gebührt vor Allem dem erſten Körper des deutſchen Reiches, 

e e. 

Was nun den Thatbeſtand betrifft, fo weicht allerdings die Darftellun 
der Regierung von der des Interpellanten in Bezug auf den erſten Fa 
weſentlich ab; mir ſelbſt iſt der Sachverhalt nicht bekannt. Es wird Sache 
eines neuen Antrages fein müſſen, falls die Interpellanten die Angelegenheit 
weiter verfolgen wollen. Aber auch, wenn die Darſtellung des Bundes⸗ 
ommiſſars richtig wäre, muß ich doch den Gebrauch der Schußwaffe, wie er 

n zugeſtanden, als alles Maß überſchreitend erklären, und es wäre doch 
mindeſtens angezeigt geweſen, einen Gendarm, der in dieſe Lage gekommen 
iſt, zu verſezen. Was den zweiten Fall betrifft, fo kann ich nur mein Ve: 
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bedauern ausſprechen, daß die Behörden in Elſaß⸗Lothringen ein Verfahren 
einleiten, welches in letzter Inſtanz auf Remonſtration des franzöſiſchen Bot⸗ 
ſchafters hat abgeändert werden müſſen. Die Reichsregierung hätte wohl 
alle Veranlaſſung, über die Grundſätze, welche die elſaß⸗olhringiſchen Behör⸗ 
den verfolgen, ſich näher zu informiren. Ich denke es iſt gut, daß wir Elſaß⸗ 
Lothringen gegenüber eingehend derartige Dinge erörtern und nicht durch 
allerlei künstliche Mittel uns für incompetent erklären läßt, ſie zu behandeln. 
Die Elſaß⸗Lothringer werden ſich dann am meiſten uns zugethan finden laſſen, 
wenn wir hier ihre Intereſſen verhandeln. (Beifall) 8 

Damit iſt die Interpellation erledigt und Abg. Haſſelmann vertritt 
den urſprünglich von Sonnemann eingebrachten W auf Aufhebung des 
bei dem königlichen Kreisgericht zu Altona gegen den Abgeordneten Reimer, 
ſowie des bei dem Stadtgericht zu Berlin gegen Haſenclever und Reimer 
eingeleiteten Gerichtsverfahrens für die Dauer der Seſſion mit wenigen 
Worten. Das Haus tritt dem Antrge mit großer Majorität bei. 

Dagegen motivirt Abg. Liebknecht in einſtündiger Rede ſeinen Antrag 
wegen Beurlaubung der inhaftirten Abgg. Bebel, Haſenclever und Moſt aus 
der Haft während der Dauer der Seſſion. Er verlieſt zu dieſem Zweck u. 
A. die incriminirten Stellen in den Reden der drei Abgeordneten, die ſie im 
Reichstag durchaus ſtraflos hätten halten können und findet die lebhafte 
Fa ihrer Parteinahme durchaus natürlich. Die Hiſtoriker der herrſchenden 

artei, die Treitſchke und Sybel, find auch nicht ganz objectiv, wie ſollten 
es die Socialdemokraten ſein, für die die Commune von Paris genau die⸗ 
ſelbe Bedeutung hat, wie für die herrſchende a der ſog. „heilige Krieg 
von 1870. Alle drei Abgeordnete ſind verurtheilt worden wegen Mißbrauch 
der Redefreiheit, wegen eines Verbrechens, das England und Nordamerilg 
nicht kennen, im Einzelnen wegen Aeußerungen, denen der Redner nur zu: 
ſtimmen kann. So hat Bebel geſagt, Deutſchland habe jetzt die Einheit der 
Kaſerne, des Zuchthauſes. Die Wahrheit dieſes Ausſpruches kann nur wür⸗ 
digen, wer, wie der Redner, mehrfach im Gefängniß hat ni: müſſen, und, 
wenn er herauskam, niemals das Gefühl der Freiheit, ſondern nur des 
Ueberganges aus einem kleinen e in ein größeres hatte, und das 
kleine halte noch den Vorzug, daß ſeine Bewohner ſich wenigſtens vor Bro: 
ceſſen lt wußten. Moſt iſt verurtheilt worden, weil er vor einem unkun⸗ 
digen Publikum von Reichsfeinden geſprochen, nicht um deswillen, was er 
geſprochen hat, und der Gerichtshof hat zwiſchen den Zeilen der geſprochenen 
Worte mancherlei herausgeleſen, wa nicht ausdrücklich geſagt worden iſt. 
Ein ſolches Erkenntniß predigt mehr Haß und Verachtung gegen die herr⸗ 
ag Klaſſen, als alle eee Reden, während Disraeli mit 

echt den friedlichen Verlauf der Arbeiterbewegung in England dadurch 
erklärt, daß der engliſche Arbeiter vor Verhaſtung und Hausſuchung beſſer 
geſchützt iſt, als zum großen Theil der hohe Adel auf dem Continent. 

Ueber die Behandlung des Abg. Moſt hat Redner bei einem Beſuch in 
Plötzenſee Folgendes erfahren: Der Verurtheilte wurde vom Director der 
Anſtalt mit den Worten empfangen: „Sie ſind noch ſchlimmer als ein 
Eigenthumsverbrecher, ſchlimmer als ein Dieb!“ Einen politiſchen Gegner 
kann man unſchädlich machen, todtſchießen u. ſ. w. Der Redner iſt der letzte, 
der auf die Wahrheit dieſes Satzes verzichten möchte; aber ihn unwürdig zu 
behandeln, iſt inſam. Durch alle Inſtanzen iſt das Geſuch des Abg. Moſt 
wegen Selbſtbeköſtigung abgelehnt worden. Als Lectüre iſt ihm nicht ein⸗ 
mal die Frankfurter ſondern als höchſtes Zugeſtändniß von oppoſitionellen 
Blättern nur die „Voſſiſche Zeitung“ zugeſtanden worden, fo daß es ſchemt, 
man habe dort einen Thermometer, woran die „Voſſiſche Zeitung“ den Null: 
punkt bildet, unter dem die Reichsfeindlichkeit und über dem die Reichs⸗ 
freundlichkeit beginnt. Die Erlaubniß, ſich literariſch beſchäftigen zu dürfen, 
iſt ihm durch alle Inſtanzen abgeſchlagen worden, der geiſtig ſo begabte 
Mann muß Brieftaſchen machen. Das iſt eine Barbarei, die um jo empö⸗ 
render iſt, als § 16 des Reichsſtrafgeſetzbuches die mechaniſche Arbeit nur 
geſtattet und zwar auf Wunſch des Gefangenen. 5 

Abg. Traeger: Ich habe in der letzten Seſſion mit einer kleinen Min⸗ 
derheit meiner ian dem Antrage auf Entlaſſung der Abgg. Bebel und 
Liebknecht zugeſtimmt, weil ich der Meinung war, daß dieſer Antrag nach 
Art. 31 der Reichsverfaſſung 19 0 (Art. 31, ſo weit er hierher ge⸗ 
hört, lautet: Auf Verlangen des Reichstages wird jedes Strafverfahren 
gegen ein Mitglied deſſelben und jede Unterſuchungs⸗ oder Civilhaft für 
die Dauer der Sitzungsperiode aufgehoben.) Wenn ich heute gegen den 
vorliegenden Antrag ſtimmen werde, ſo habe ich doch meinen damaligen 
Standpunkt keineswegs verlaſſen. Es giebt keine Frage, die leidenſchaftsloſer 
behandelt werden kann und muß, als dieſe, weil ſie alle Parteien gleich⸗ 
mäßig intereſſirt. Welche Partei könnte nicht einmal in die Lage kommen, 
dieſen Artikel für ſich in Anſpruch zu nehmen? Es iſt das — geſtatten Sie 
mir den Ausdruck — eine Sache der politiſchen Conjunctur. Ich halte aber 
den Antrag Liebknecht für unnütz, weil er der Würde des Hauſes nicht ent⸗ 
ſpricht und er in ſeiner Ausführung viel gefährlicher wirken kann, als ſelbſt 
der gegenwärtige Zuſtand. Der Antrag richtet zunächſt eine Bitte an den 
Reichskanzler. Nun hat entweder der Reichstag ein Recht auf das, was hier 
verlangt wird — und dann halte ich es für eine ſonderbare Schwärmerei, 
ein ſolches Recht in die Form einer Bitte zu kleiden, oder man glaubt kein 
Recht darauf zu haben — und dann giebt es wohl eine correctere Form 
dafür als eine Bitte, bei der man ſich immer der Gefahr einer abſchlägigen 
Antwort ausſetzt. Hier bandelt es ſich aber gar um die Bitte, um eine an⸗ 
dere Bitte, die der Reichskanzler an verſchiedene verbündete Regierungen 
richten ſoll. Ich kann mir wenigſtens ſeine Einwirkung auf dieſelben nicht 
anders vorſtellen, und der Reichskanzler ſelbſt wird ſich ſchwerlich, ſelbſt wenn 
er dem N het des Antrages ein gewiſſes Wohlwollen entgegenbringt, 
einer abſchlägigen Antwort der Regierungen ausſetzen wollen. Vielleicht 
wird auch eine Regierung ſeinem Wunſche ſtattgeben, die andere nicht, und 
dann ſtänden wir bor der bedauerlichſten Ungleichheit, indem wir eine Sache, 
die nur durch Geſetz entſchieden werden kann, der adminiſtrativen Willkür 
überlaſſen hätten. 

Abg, Windthorſt: Es iſt nicht leicht, zu dem Antrage eine richtige 
Stellung einzunehmen, und gewiß iſt das uns durch den Vortrag des An⸗ 
tragſtellers 917 5 erleichtert worden. Die Herren mögen doch überlegen, ob 
irgend welche Sympathien für die Pariſer Commune geeignet find, dasjenige, 
was an den ſocialdemokratiſchen Beſtrebungen berechtigt iſt, zu fördern. 
(Sehr wahr!) Es herrſcht kein Zweifel darüber, daß die Commune von 
jedem verſtändigen Menſchen abjolut verurtheilt werden muß. (Beifall.) 
Die Herren mögen auch erwägen, ob es gut iſt, uns bier immerfort vor die 
Alternative einer Revolution 1 ſtellen. Eine Revolution iſt niemals berech⸗ 
tigt, nur auf dem Wege der Reform können die berechtigten ſocialen Forde⸗ 
rungen im Intereſſe der Beilegung des herrſchenden geſellſchaftlichen Krieges 
auf Erfolg rechnen. Dies vorausgeſchickt, bin ich der Anſicht, daß die Art 


war. 


und Weiſe, wie die ſocialdemokratiſchen Führer behandelt werden, durchaus 


verkehrt iſt, namentlich, daß es durchaus verkehrt iſt, fie von unſeren Be⸗ 
rathungen fernzuhalten, ſtatt ihnen zu geſtatten, ihre Ideen hier frei und 
offen auszusprechen. Ich bin überzeugt, das deutſche Volk iſt verſtändig ge: 
nug, um zu unterſcheiden, was daran Recht und was Unrecht iſt. Ich 
wünſchte, die Regierungen geſtatteten den Verhafteten, auf ihreu Wunſch 
bier zu erſcheinen, das ift beſſer, als daß man den Glauben erweckt, man 
ſcheue eine öffentliche Discuſſton mit ihnen. Trotz dieſes Wunſches kann ich 
mich doch nicht entſchließen, den Antrag zu unterſtützen, weil es dem Reichs⸗ 
tag an einem Mittel fehlt, ſeinen Willen zur Geltung zu bringen, wenu 
die hier ausgeſprochene Bitte nicht erfüllt wirb. Nach Art. 31 iſt es nicht 
zweifelhaft, daß nur das gegen einen Abgeordneten gerichtete Strafverfah⸗ 
ren, keineswegs aber die gegen ihn fa vollſtreckende Strafhaft auf Ver⸗ 
langen des Reichstages ſiſtirt werden kann, und man würde das letztere nur 
durch einen Zufatz erreichen können, den ich ſelbſt beantragen werde, wenn 
ich als Mitglied des Centrums von irgend einem von mir ausgehenden An⸗ 
trage einen Erfolg erwarten könne. \ | 

Dennoch glaube ich, wäre ein ſolcher Antrag ganz an der Zeit, denn ſeit 
dem Jahre 1867 hat ſich unſere Criminalrechtspflege in einer Art und Weile 
ausgedehnt, daß man bald nur den wird für ſalonfähig halten lönnen, der 
im Gefängniſſe geſeſſen vw. (Heiterkeit.) Seit 1867 iſt die Zahl der Ein⸗ 
geſperrten ganz unglaublich gewachſen. Ich will die armen Hannoveraner 
nicht erwähnen, die nach Minden abgeführt worden ſind, weil ſie weißgelben 


Sand geſtreut haben. Ich will auch derer nicht gedenken, die man nach! ſtattgefunden hat (Sehr wahr!) und 


ere EEE 


wir uns unn: woran liegt das? 
unſerer Geſetzgebung? Das kann man doch nach unſerer neuen Geſetzgebung 


eitun 


Expedition: Herrenflraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Montag, den 23. e 1874. 
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Lötzen transportirt bat, wo fi der ehrenwerthe Eichholtz den Keim zu feinem 
Tode geholt hat. Ich . aber auch die Art, auf welche man jetzt 
egen das ſocial demokratiſche Vereinsweſen einſchreitet, und hebe nur noch 
erbor, daß jetzt auch deutſche Botſchafter nicht mehr geſchont werden. (Un⸗ 
ruhe.) Ich hätte das nicht erwähnt, wenn ich die Fraction, der dieſe Herren 
in der Regel entnommen werden, nicht veranlaſſen möchte, die Sache mal 
zu prüfen. (Große Heiterkeit.) Der Kreis der Eingeſperrten hat ſich ſo er⸗ 
weitert, 717 ich es ſehr verſtändlich finde, wenn die jüngſte Neu erung Dis⸗ 
raeli's ernſte Reflexionen in jeder deutſchen Bruſt hervorruft. enn in der 
„Times“ auch feine Worte eine andere Deutung erhalten haben (Ruf: zur 
Sache!), jo finde ich doch, daß er dann, ohne uns zu kennen, unſere Zu⸗ 
ſtände treffend geſchildert hat. Nachdem der Kreis der Verhaftungen einen 
ſolchen Umfang erreicht hat, iſt es leicht möglich, daß ein großer Theil dieſe r 
Verſammlung ins Gefängniß wandern wird, es iſt ſelbſt zweifelhaft, ob die 
National⸗Liberalen davor ganz ſicher find. (Heiterkeit. ) 15 
Ich halte alſo eine Ausdebnung des Art. 31 durchaus für rathſam, und 
würde, falls der Abg. Liebknecht einen dahin gehenden Antrag einbringen 
würde, ihn mit allen Kräften unterſtützen. Ich finde wenigſtens die Behand: 
lung, die dem Abg. Moſt während ſeiner Haft zu Theil geworden iſt, einiger⸗ 
maßen erſchreckend. Dieſelbe entſpricht meines Erachtens dem Sinne des 
Strafgeſetzbuches nicht, und wenn fie ihm entſpricht, fo müßte es unſere 
dringenſte Aufgabe ſein, daſſelbe abzuändern. Unter allen Umſtänden aber 
müſſen wir uns den Entwurf der Criminalproceßordnung recht genau 
anſehen, damit ſolche Ungeheuerlichkeiten nicht mehr vorkommen können. 05 5 
möchte dem Antragſteller anheimgeben, bezüglich der Behandlung Moſt's ber 
ſondere Anträge zu ſtellen, reſp. Interpellationen an die Regierung zu richten, 
und zweifele nicht, daß man hier ſuchen wird, Remedur zu ſchaffen. Dies 
zur Motivirung mein es Votums über den vorliegenden. Antrag, dem ich, 
wie erwähnt, nicht beiſtimmen kann. Ich glaube aber, die Regierungen 
tbäten wohl daran, die inhaftirten Abgeordneten freizulaſſen und ſich einer 
Discuſſion der von ihnen vertretenen Grundſätze nicht länger zu widerſetzen. 
(Beifall im Centrum.) 

Furſt Bismarck: Der Herr Vorredner veranlaßt mich, gegen meine u 
ſprüngliche Abſicht mich mit einigen Worten in die Debatte zu miſchen, da: 
durch, daß er die Häufigkeit der Einſperrungen. die Thatsache, daß es ſich 
ſehr häufig wiederholt, daß Leute in das Gefängniß kommen, in einer Art 
und Weiſe vortrug, als wenn ſich daraus ein Vorwurf gegen einzelne Re 
gierungen oder igegen die Reichsregierung begründen ließe, einer von 
dieſen Vorwürfen, die nicht ausdrücklich ausgeſprochen werden; man 
überläßt dem Leſer, daß an all dieſen Uebeln irgend eine Ungerechlig⸗ 
keit des Reiches oder der Regierungen Schuld wäre, zwiſchen den Zeilen 
zu leſen. Es genügt dazu der Vortrag mit dem Tone ſittlicher Entrüſtung. 
Ein Schuldiger muß doch ſein und als ſchuldig, ſobald die Anklage von den 
Stelle des Vorredners und des erſten Herrn Redners ausgeht, denkt 
man ſich natürlich die Regierung. Ich möchte dieſem Eindrucke doch mit 
wenigen Worten entgegentreten, indem ich ſage: wenn ſehr viele Beiſpiele 
vorliegen von, ich wiederhole den Ausdruck, Einſperrungen — denn ich finde 
kein entſprechendes Subſtantivum, was ich aus Gefängniß bilden könnte 
— wenn daß alſo ſehr häufig vorkommt, fo iſt das allerdings eine ſehr 
bedauerliche Erscheinung, keineswegs aber ein Beweis, daß die Regierung 
nicht ihre Schuldigkeit thäte; der würde erſt dann geführt werden, wenn man 
auch nur in irgend einem Beispiele nachweiſen könnte, daß die Gefängniß : 
haft im Widerſpruch mit den Geſetzen verfügt wäre. (Sehr richtig!) Das 
zu verſuchen hat ſich der Herr Vorxedner, der letzte ſowohl wie der erſte, ſehr 
wohl gehütet; er hat dunkel ein Mißbehagen angedeutet, daß häufig Leute 
unerwartet ins Gefängniß geriethen, hat es aber dem Publikum überlaſſen, 
den Miſſethäter zu errathen, der eigentlich daran Schuld iſt. Ja, m. H., das 
iſt, wie bei der Abſchaffung der Todesſtrafe Jemand ſagte: Laßt doch die 
Herren Verbrecher erſt anfangen mit der Aufhebung des Mordes! Das 
häufige Einſperren liegt nicht an denen, die das Geſetz handhaben und es 
mit pflichtmäßiger Strenge und Gleichmäßigkeit handhaben, es liegt an denen, 
die das Geſetz übertreten. (Sehr richtig!) 

Das, was der Herr Vorredner anführte, iſt uns ein Beweis, daß die 
Geſetzesübertretungen in neuerer Zeit zahlreicher find, wie früher, daß die 
Achtung vor den Geſetzen erheblich geſchwunden ift. Sehr richtig) Fragen 
An der übermäßig geſteigerten Strenge 


wahrlich nicht ſagen; im Gegentheil, ich hörte ſie vielfach zu le Milde 
anklagen. Es liegt darin, daß die Tendenz der Kritik, die Tendenz der Auf⸗ 
lehnung gegen die Geſetze überhaupt Schichten der Geſellſchaft ergriffen hat, 
in denen ſie früher nicht heimiſch war; es liegt in den hochſtehenden Bei⸗ 
ſpielen derer, die vorzugsweiſe auf die Achtung vor dem Geſetze halten follten, , 
die aber in erſter Linie das Beiſpiel der Mißachtung, der Bekämpfung der 
Geſetze, der i gegen die Geſetze geben. (Sehr richtig! Murren im 
Centrum.) Dieſe Beiſpiele wirken ſehr nachtheilig. Es liegt außerdem wahr⸗ 
ſcheinlich in den Grundſätzen, die auf die Erziehung unſerer Jugend unter 
dem in den letzten 25 Jahren beſtandenen Aufſichtsweſen angewendet find. 
(Gelächter im Centrum. Sehr richtig! auf den anderen Seiten des Hauſes.) 
Die Thatſache iſt, daß unter dieſen Einwirkungen eine Verwilderung in 
unſeren ſocialen Verhältniſſen eingeriſſen iſt (Sehr gut!), die in der 
neueſten Losſagung von der Pflicht, den Geſetzen gehorchen, die von hoher 
Stelle gegeben ſind, nur ihre Beſtätigung gefunden hat. Was übrigens den 
vorliegenden Fall betrifft, fo ſtimme ich darin mit den letzten Hexrn Vor: 
redner vollſtändig überein, daß ſich von dem „Herrn Reichskanzler“ ſehr wohl 
erwarten läßt (Heiterkeit), daß, wenn die Bitte ihm geſtellt wird, er fie. be⸗ 
reitwilligſt erfüllen wird und zu ihrer Erfüllung thun wird, was er kann, 
um den Herren die Freiheit zu verſchaffen, denn ſolche Reden, wie die der \ 
beiden letzten Herren Redner find ja außerordentlich lehrreich und fehlten 
uns ſeit lange. (Große Heiterkeit.) 7 
Abg. Lasker: Nach meiner Meinung liegt kein verfaſſungsmäßiges Recht 
vor, dem Antrage beizuſtimmen, ſondern ich würde einem ſolchen Antrage 
nicht beiſtimmen, daß da, wo die ordentliche Juſtiz des Landes einmal ge⸗ 
ſprochen hat, die N e des Rechtsſpruches gebindert werden ſoll zu 
Gunſten eines politiſchen Actes. Liegt irgend wo Mißbrauch vor, iſt es 
wahr, daß unſere Rechtspflege 5 nicht in einem völlig befriedigenden Zu⸗ 
ſtande befindet, ſo iſt es unſere Aufgabe an jener Stelle die Hilfe zu 5 
nicht aber mit politiſchen Maßregeln die Rechtspflege zu durchkreuzen. Bei 
der Berathung der drei großen Juſtizgeſetze wird es an der Stelle ſein zu 
unterſuchen, ob unſer jetziger Criminalproceß und namentlich die Vollſtreckung 
der Strafen in einem befriedigenden Zuſtande ſich befindet. Ich ſtelle dies 
in Abrede und die Regierungen ſind zum Theil derſelben Meinung, indem 
ſie in einem weiteren Maße eine völlige Abänderung des bisherigen Syſtems 
in Ausſicht nehmen. Hier iſt aber auch ein Beiſpiel, das heute angeführt 
worden iſt, als eine Bekräftigung dafür, wie ſehr nothwendig die Criminal⸗ 
Juſtizpflege abzuändern ſei. Eine Perſon, die ich nicht nennen will, den 
wir aber, da ſie ſich in einem gewiſſen Unglück befindet, unſere Sympathien 
nicht ganz verſagen können, hat ſchon genug zu leiden gehabt durch die unge 
ſchickte Tbe lnahme, welche die Preſſe ihr zugewendet hat, und es ſcheint mir, 
daß ihrer Sache kein beſonderer Dienſt erwieſen worden iſt, daß fe 
auch in die heutige Debatte rapſodiſch verflochten worden iſt. (Sehr richtig!) 
Dies beweiſt mir aber außerdem, wie ſehr unſere Criminal⸗Rechtspflege 
darunter leidet, daß nicht gleich im erſten Stadium volle Oeffentlichkeit der 
Verhandlungen ſtattfindet. (Sehr wahr!) Denn wäre es mit voller Deffent: - 
lichkeit vor ſich gegangen und häfte nur das, was wir privatim wiſſen, 
ſofort zwiſchen dem Richter, dem Vertheidiger, dem Ankläger und dem An⸗ 
geklagten öffentlich erörtert werden können, dann 1 ich wohl den Mann 
in dieſem Haufe ſehen mögen, der ſich eingemiſcht hätte mit Vorwürfen ve 
darüber, daß ein Strafrechtsfall hier vorliege und eine Procedur vorgenom⸗ 
men worden iſt. (Sehr rate) Si {2 
Wer von uns wird als Beifpiel, als abſchreckendes Beiſpiel etwa, an: 
führen wollen, daß Perſonen, die zu den hochgeſtellteſten gehören, auf gleiche 
Weiſe zur Verantwortung vor das Geſetz gezogen werden — wenn uns ein 
ſolcher Vorwurf gemacht wird, nun fo können wir ihn mit Stolz annehmen, 
ſo weit die Form in Betracht kommt; die materielle Beurtheilung des 1 75 Re 
aber wird uns allen unmöglich, fo 0 ich eine öffentliche Verhandlung nicht 
ich halte es deshalb für äußerſt bee 


ENG 


. dauerlich, wenn fogar an dieſer Stelle auf unbeftimmte Gerüchte hin ſchon 
15 ein Urtheil über Schritte der Rechtspflege gefällt wird. (Sehr richtig.) Aber 
einen ie muß ich allerdings nennen, und ich thue es heute nicht zum 
erſten Male, ſondern ich habe ſchon wiederholt im Reichstag darauf aufmerk⸗ 
0 ſam gemacht, der Zuſtand unſeres Gefängnißweſens ſteht bis jetzt noch außer⸗ 
g balb des Geſetzes (Sehr wahr!) und wird allein geregelt durch die Willkür 
der Inſtructionen und das iſt ein berechtigter Gegenſtand der Klage. Kein 
Theil der Rede des Abg. Liebknecht hat auf mich einen erheblichen Eindruck 
F gemacht außer demjenigen, in welchem er ganz ſchmucklos die Thatſachen 
0 vorgetragen hat, aus denen hervorgeht, daß jeder Gefangene nicht in der 
Gewalt des Geſetzes ſich befindet, ſondern in der Gewalt desjenigen, der die 
nſtruction handhabt. Ich habe ſchon bei den Verhandlungen über das 
trafgeſetzbuch den verminderten Werth unſerer damaligen Geſetzgebung be: 
tont, welcher dadurch herbeigeführt wird, daß uns ein Gefängnißgeſetz fehlt. 
0 Mir ſcheint, daß wir in den nächſten Tagen bei Behandlung der Strafprozeß⸗ 
ordnung auch dieſem Gegenſtande eine ernſte Aufmerkſamſeit werden zu⸗ 
f wenden müſſen. Wenn aber von dem erſten Herrn Redner vielfache Klagen. 
darüber hinzugefügt worden ſind, daß gleichbeſtrebte wie er unter der Ver⸗ 
folgung des Geſetzes zu leiden haben, ſo bin ich ein wenig an Gracchus er⸗ 
innert worden, der ſich über den Aufſtand beklagte. ö i 
2 In demſelben Augenblicke erklärt der Herr, daß die Commune ein Ideal 
für ihn ſei und daß er gern bereit ſein würde, die Geſellſchaft in gleicher 
Weiſe anzupacken, und zu gleicher Zeit beſchwert er ſich darüber, wenn die 
beſtehende Geſellſchaft Mittel der Vertheidigung anwendet. Er findet Reden 
und Schriften, welche dazu angethan ſind, zu wirklichen Gewalithätigkeiten 
> zu führen, ganz in der Ordnung als Agitationsmittel feiner Partei und 
r wundert ſich gleichwohl darüber, daß die entſprechenden Stellen des Straf⸗ 
hf eſetzbuches gegen die angewendet werden, welche als ſolche Thäter erſcheinen. 
Be enn man wirklich ein Revolutionär ift, dann treibt man Revolution und 
N treibe nicht Lamentationen von der Tribüne aus, daß ihnen arg mitgeſpielt 
* werde! Entweder man iſt ein Held, oder man ſchickt ſich in die gewöhnliche 
Ordnung der Dinge. Wenn aber von dieſer Seite hervorgehoben wird, daß 
. in neuerer Zeit die Verfolgungen ſich gehäuft haben und daß eine gewiſſe 
4 ungleichmäßige Praxis in der Strafrechtspflege eingetreten ſei, ſo erkenne ich 
das als ſchädlich im vollſten Maße an. Es hat allerdings eine Zeit gegeben, 
F in der die Strafrechtspflege in Preußen viel langſamer gehandhabt worden 
iſt; es hat eine Zeit gegeben, wo man in Berlin ungeſtraft von Seiten der 
arteigenoſſen des erſten Herrn Redners Hausfriedensbruch begangen, öffent⸗ 
liche Verſammlungen durch Gewaltthat geſtört hat. Damals hat ſich keiner 
0 gefunden, als dieſe Herren den Frieden gebrochen, die politiſchen Rechte in 
3 den Staub getreten haben — da hat ſich kein Verfolger gefunden! Wenn 
* ſich nun jetzt ein Verfolger findet, ſo ſind dieſe Herren vom gewöhnlichen 
1 Rechtszuſtande ſchon fo ſehr entwöhnt, daß fie meinen, es fange die Gewalt an. 
* Das wird alſo auch für uns eine neue Lehre ſein, daß wir nicht allein 
mit den Verfolgungen des Staatsanwalts uns zufrieden geben können, ſon⸗ 
dern, daß wir da, wo wir auf ſolche gewaltthätige Weiſe angegriffen werden, 
uns ſelbſt ausbelfen koͤnnen durch die Privatklage. Denn der gegenwärtige 
5 iſt allerdings unbefriedigend, wo es davon abhängt, ob öffentliche 
erbrechen verfolgt werden, je nachdem der Staats⸗Anwalt bier Teſſendorf 
heißt oder einen anderen Namen führt. Wenn mir nun bier zugerufen 
wird: die beſte Hülfe gegen ſolche Gewaltthätigkeit ſei das Hinauswerfen 
ſolcher Friedensſtörer, ſo mache ich darauf aufmerkſam, daß man in einem 
1 Staatszuſtande den Frieden nicht darauf baſiren kann, daß in einer 
fentlichen Verſammlung die Entſcheidung dadurch bone Pen werde, ob 
ein pöbelhafter Menſch oder ein Mann, welcher die Ordnung erhalten 
will, der ſtärkere iſt. Solche Zuſtände ſind nicht möglich! Sie ſehen, m. H., 
daß bier Fragen angeregt ſind, welche bei unſeren Feſtſetzungen über die 
Drganifatton unſerer Maine de wohl hier zur Erörterung kommen können, 
die aber nach meiner Meinung bei Gelegenheit dieſes Antrages nicht ent⸗ 
en werden können, weil er der Form nach gegen die Verfaſſung ber: 
ößt und inhaltlich etwas fordert, was wir aus politiſchen Rückſichten gegen⸗ 
ewähren können. (Beifall.) 
Wenn die Staatsgeſetze Anmu⸗ 


über der 8 Rechtspflege nicht 
Abg. Dr. Reichenſperger (Krefeld): 


dann Schuld daran, daß dieſe Gewiſſen ſich gegen die Geſetze empören? 
Oder glauben Sie nicht mehr an den alten Spruch, daß Geſetze, welche die 
Sitten, die religiöſe Ueberzeugung des Volkes verletzen, ſchlechte Geſetze ſind, 
welche die ſchlimmſten Verwirrungen zur Folge haben? Solche Verwirrun⸗ 


ie ſich zu thun weigern, was ihr Gewiſſen ihnen verbietet. Daſſelbe, was 
von den Biſchöfen gilt, gilt aber auch von einer großen Menge anderer 
Staatsbürger. Dieſe Thatſachen möchte ich Ihrem erniten Nachdenten em 
125 pfehlen. Der Herr Reichskanzler hat als Grund der häufigen Einſperrungen 
40 in Folge von e die Verwilderung bezeichnet, welche in 
den Schulen eingeriſſen ſei. Wenn eine ſolche Verwilderung beſteht, jo 
müßte fie erſt ſeit ſehr kurzer Beit beſtehen, denn früher war das deutſche 
Br Schulweſen ein Muſterſchulweſen ſogar für die geiſtreichſte Nation, die fran⸗ 
* zöſiſche, welche Commiſſarien nach Deutſchland ſchickte, um ſich über die Ein⸗ 

richtungen in unſeren Schulen zu informiren. Gegenwärtig iſt unſer Schul⸗ 
weſen allerdings auf dem beſten Wege ſich zu verwildern, weil man den 

Schulen die religiöſe Baſis entzieht. So kommt es denn auch, daß die Ge⸗ 

fängniſſe ſchon anfangen zu Ehren zu kommen. Auch den Socialdemokraten 

gegenüber zu maßloſen Verfolgungen zu ſchreiten, iſt nicht angebracht, denn 
nothwendigerweiſe greift der Unterdrückte endlich zur Gewalt. Sie arbeiten 
den Socialdemokraten aber nur in die Hände, wenn Sie n verfol 
gen, welche für Volksbildung ſorgen und harmloſe Nonnen, weil ſie ultra⸗ 
montaner Tendenzen verdächtigt find, zwingen, über das Meer zu gehen, wo 
j fie mit offenen Armen empfangen werden. Man hat es jogar einem einge: 

5 9 iſchofe verweigert, im Gefängniſſe eine heilige Meſſe zu leſen. 

Die Gefängniſſe find auch deshalb jetzt jo ſehr gefüllt, weil man es heutzu⸗ 
tage mit Beleidigungen der Regierung ſehr ernſt nimmt. Möchte doch die 
Regierung die Praxis des eu ſich zum Beiſpiel nehmen, welcher die 
Genehmigung zur ſtrafrechtlichen % i von Perſonen wegen Belei⸗ 
digung des Reichstags ſtets verſagt hat, weil er nicht wollte, daß Jemand 
beſtraft werde, der vielleicht in der Hitze der Rede eine unbedachte Aeußerung 
* gethan hat. Wenn die Regierung dieſe Anſchauungen des Reichstags theilen 
würde, ſo würden ſich die Gefängniſſe bald leeren. tr 

! Fürſt Bismarck: Ich will nicht dazu beitragen, die Diseuſſion noch 

weiter von ihrem Ausgangspunkte zu entfernen, als es ſo eben geſchehen 

iſt. Ich möchte zunächſt eine Bemerkung zur Geſchäftsordnung machen. 

Wenn die Herren vom Centrum, wie ſie gewoͤhnlich pflegen, von den Plätzen 
umgewandt ſprechen, jo find fie rückwärts bier ſehr ſchlecht zu verſtehen, weil 
ihre Stimme nur nach einer Seite hin ſich ausbreitet. Ich habe deswegen nicht 

Alles hören können, was der Herr Redner ſagte, was ich um ſo mehr be⸗ 
dauere, als es mir ſehr lehrreich, aber nicht richtig erſchien. Soviel iſt ge⸗ 
wiß, daß der Herr Vorredner einmal die Berechtigung des perſönlichen Ge: 

wiſſens über die Berechtigung der Strafgeſetze ſtellte und ſagte, Geſetze gegen 
das Gewiſſen ſollen nicht befolgt werden. enn ich in der Lage wäre, die 
Richtigkeit dieſes Satzes zuzugeben, ſo müßte ich doch auch weitergehen und 

agen: das Gewiſſen eines jeden Deutſchen hat eine gleiche Berechtigung. 
ch kann nicht ein Gewiſſen aus der Centrumspartei böher anſchlagen, als 
5 ein Gewiſſen aus der ſocialdemokratiſchen. Der Herr Liebknecht und ſeine 
5 Genoſſen pertreten auch nichts weiter, als die Ueberzeugung, daß ihrem Ge⸗ 
wiſſſen nach die jetzigen Geſetze unrichtig find, und fie jagen nicht, wir wollen 
ſie mit Gewalt zerſchlagen, nein, ſie ſagen, wir laſſen es darauf ankommen, 
die Schlechtigkeit der Ste ierung wird es dazu treiben, wir wollen es ab: 
warten. (Widerſpruch.) Sie ſtehen dabei : 
Centrumspolitik. Ich wollte Sie nur bitten, ſich dieſer Gleichheit mit den 
Socialdemokraten bei der Gegenüberſtellung des perſönlichen Ermeſſens und 
der Majeſtät des Geſetzes vollſtändig bewußt zu werden bis in die höchſten 
Inſtanzen Ihrer Partei hinein. (Sehr wahr! Beifall.) 

Abg. Dr. Reichenſperger: Ich muß mich ausdrücklich dagegen ver⸗ 
wahren, daß man meine Parteigenoſſen, wie es eben der Herr Reichskanzler 
. gethan hat, auf gleiche Linie mit den Socialdemokraten ſtelle. Es war dies 
ein fehr kühnes Wort des Herrn Reichskanzlers, und wenn wir von dem⸗ 

ſelben auch an ein hohes Maß von Kühnheit gewöhnt find, To hat er hier 

jedoch nicht das Richtige getroffen. Wir wollen keine Revolution, ja 
es hat von einer Revolution Niemand mehr zu fürchten, als unſer 
Partei.] Am Ende des vorigen Jahrhunderts haben ein Jahrzehnt 
hindurch ähnliche Geſetze beſtanden, wie jetzt bei uns; man hat auch 
die an des Geſetzes über Alles geftellt und von Prieſtern den bürger⸗ 
lichen Eid verlangt. Diejenigen Prieſter aber, welche dieſen Eid leifteten, 
ſind der allgemeinen Verachtung verfallen. Dadurch eben, daß man Zu⸗ 
muthungen ſtellt, die das Gewaſſen verletzen, wird die Majeſtät des Geſetzes 
am meiſten gefährdet. Hüten Sie ſich vor dem Prineip der abſoluten Staats⸗ 
omnipotenz, welche zum Byzantinismus führt. 

Abg. Haſſelbach: (Die Bänke des Hauſes leeren ſich ſofort.) Wenn 
der Reichstag unſeren Antrag nicht annimmt, ſo conſtatirt er damit ſeine 
Ohnmacht: wenn ein engliſches Parlament eine ähnliche Bitte, wie ſie der 
N Antrag entbält, an das Miniſterium richtete und dieſes der Bitte nicht nach⸗ 
> geben würde, jo würde es geſtärzt werden. Redner verbreitet ſich nun des 

Längern über die tendenziöſe Verfolgung der Socialdemokraten, welche überall 


. J 0 hat, von demſelben abgeſetzt und ins Gefängniß geſchickt werden, weil 
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thungen machen, welche dem Gewiſſen der Einzelnen widerſtreiten, wer iſt 
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von Spionen umgeben wären und als Feinde der geſetzlichen Ordnung be⸗ 
zeichnet würden, obgleich ſie durchaus auf legalem Wege die ſociale Reform 
durchführen wollten. Freilich, wenn die Unterdrückung immer größer würde, 
würden die Socialdemokraten endlich zur Gewalt ſchreiten müſſen, wie der 
Sklave, welcher die Keiten bricht. Redner, welcher zwei Mal von dem Prä⸗ 
denten aufgefordert wurde, zur Sache zu ſprechen, ſchloß mit den Worten: 
Entſcheiden Sie, wie Sie wollen, wir bieten Ihnen Krieg oder Frieden. Der 
Antrag Liebknecht wird hierauf abgelehnt, für denſelben ſtimmen nur die 
Socialdemokraten und der Abgeordnete Schroeder (Lippſtadt). 

Es folgt der Antrag der Abgeordneten von Taczanowski und Ge⸗ 
noſſen: „Der Reichstag wolle beſchließen: 1. Auf Grund des Artikel 31 der 
Verfaſſung zu verlangen, daß das von dem königlichen preußiſchen Commiſſa⸗ 
rius für die erzbiſchöfliche Vermögensverwaltung in der Diözefe Poſen gegen 
den Abgeordneten Zientkiewicz eingeleitete Verfahren, in welchem Termin zum 
Freitag, den 20. November d. J. anſteht, für die Dauer der gegenwärtigen 
Sitzungsperiode aufgehoben werde. 2. Daß der Reichskanzler erſucht werde, 
zur Ausführung dieses Beſchluſſes das Nöthige zu veranlaſſen.“ \ 

Abg. Strudmann verliert dem Antragſteller, der an die Unparteilich⸗ 
keit des Hauſes appellirt, daß es ſeinen Antrag leidenſchaftslos behandeln 
werde, empfiehlt jedoch die Verweiſung deſſelben an die Geſchäftsordnungs⸗ 
Commiſſion zur ſchleunigen Berichterſtattung, weil es zweifelhaft ſei, ob ein 
Strafverfahren oder ein Adminiſtratipperfabhren vorliege. Läge ein Admini⸗ 
ſtrativverfahren vor, jo könnte Art. 31 der Reichsverfaſſung nicht zur An⸗ 
wendung kommen. 5 > 

Abg. Prinz Radziwill hat gegen die Verweiſung des Antrages an bie 
Geſchäftsordnungscommiſſion nichts einzuwenden, meint aber, daß es nach 
einem Schreiben des königl. preußiſchen Commiſſarius für die erzbiſchöfliche 
Vermögensverwaltung in der Diözefe Poſen an den Abg. Zientkiewicz, welches 
er verlieſt, keinem Zweifel unterliegen könne, daß in der That ein Strafver⸗ 
fahren vorliege. 5 

Nachdem auch Abg. v. Donimirski dem Antrage des Abgeordneten 
Struckmann zugeſtimmt hatte, wird derſelbe vom Hauſe einſtimmig ange⸗ 
nommen. 

Die Zuſammenſtellung der von den betheiligten deutſchen Staaten 
auf Grund der Beſtimmungen im Art. V. Abſag 2, Ziffer 1—7 des Geſetzes 
vom 8. Juli 1872, betreffend die franzöſiſche Kriegskoſten⸗Entſchädigung, 
liquidirten und aus den bereiteſten Mitteln der von Frankreich gezahlten 
Kriegskoſten⸗Entſchädigung zu erſetzenden Beträge wird hierauf ohne Dis⸗ 
cuſſton der Rechnungscommiſſion überwieſen. Hieran ſchließt ſich die erſte 
Berathung a. der Ueberſicht von den, bis einſchließlich 1873 verrech⸗ 
neten und innerhalb des Jahres 1874 vorausſichtlich zur Verrechnung ges 
langenden Ausgaben für das Retabliſſement des Heeres, b. der 
auf dieſe Ausgaben und auf die Verwendung des rechnungsmäßigen Be⸗ 
ſtandes bon Ende 1874 bezüglichen Denkſchrift mit den zugehörigen Erläu⸗ 
terungs⸗Nachweiſen. ; . 

Abg. Richter (Hagen): Das Geſetz vom 2. Juli 1873 überweiſt 106 
Millionen Thaler den derbündeten Regierungen für das Retabliſſement der 
Armee. Soweit dieſer Betrag nicht in den Jahren 1873 und 74 zur Ver⸗ 
wendung gelangt, ſollte die weitere Verfügung darüber geſetzlicher Anord⸗ 
nung vorbehalten bleiben. Dieſer Fall iſt jetzt eingetreten, ohne daß die Re⸗ 
gierungen es für nothwendig zu erachten ſcheinen, unſere Genehmigung zur 
weiteren Verwendung einzuholen, weil ſie den Nachweis führen, daß der Reſt noch 
für das Retabliſſement zur Verwendung kommen wird Darauf kommt es aber 
nicht an, wir werden eine neue Ermächtigung ertheilen müſſen und zwar auf dem 
üblichen Wege, das heißt im Budget. Was nun die vorliegende Ueberſicht anbe⸗ 
trifft, ſo ſchien es mir Anfangs, ob wir einmal eine klare Rechnung von der 
Militärverwaltung bekommen halten, bei weiterer Prüfung entdeckte ich in: 
deſſen, daß unter den einzelnen Titeln nicht nur Etatsüberſchreitungen ver⸗ 
deckt würden, ſondern daß auch Verwendungen ſtattgefunden haben, die 

unter die betreffenden Titelüberſchriften nicht pallen, fo figuriren z. B. An: 
käufe von Gewehren und Geſchützen unter dem Titel: „ N 
Heiterkeit.) Ich beantrage daher die Vorlage zum Zwecke der Klarſtellung 
der Budgetcommiſſion zu überweiſen. 

Abg. p. Benda: Ich gebe zu, daß der Ausdruck „Verwendungen“, der 
in dem Geſetze vom 2. Juli 1873 gebraucht iſt, zweifelbaft iſt, und auch in 
dem Sinne, wie es die Regierung thut, ausgelegt werden kann. Ich würde 
3 ebenfalls die Verweiſung der Vorlage an die Budget⸗Commiſſion 
empfehlen. 

Abg. Richter: Die Auslegung des Geſetzes, welche die Regierung adop⸗ 
tirt bat, iſt deshalb nicht ſtallhaft, weil wir uns darin vorbehalten haben, 
in welcher Weiſe wir die Ermächligung zur Verwendung des Reſtes ertheilen 
werden. 0 habe damals ſelbſt das betreffende Amendement eingebracht 
und wußte ſehr wohl, was ich wollte, da ich dabei direct einen Präcedenzfall, 
nämlich das Retabliſſement im Jahre 1866 im Auge hatte. 

Die Vorlage wird hierauf der Budget⸗Commiſſion überwieſen. 

Es folgt die Fortſetzung der erſten Verathung des Getzentwurfs betreffend 
die Steuerfreiheit des Reichseinkommens. 

bg. Stumm: Vor der Vertagung der Discuſſion über den vorliegen⸗ 
den Gegenſtand erklärte der Abgeordnete für Lyck alle Diejenigen für Reichs⸗ 
feinde, welche nicht die Steuerfreiheit des Reichseinkommens für etwas 
Selbſtverſtändliches erachteten, ich könnte ihn dann mit ebenſo viel Recht als 
einen Feind der Communen und der kommunalen Selbſtverwaltung be⸗ 
zeichnen, da dieſes Geſez für manche Gemeinden geradezu der Ruin ſein 
würde. Wie würden z. B. die Communen Elſaß⸗Lothringens mit dieſem 
Geſetze fahren, die dann alle durch die dortigen Reichseiſenbahnen ihnen ob: 
liegenden Laſten ohne jede Entſchädigung tragen müßten? Ich kann mich 
deshalb nicht für die unveränderte Annahme der Vorlage erklären. Insbe⸗ 
ſondere würden für die Arbeiterbevölkerung in unſeren Knduftriebegirten die 
Steuerfreiheit des dem Reiche gehörigen Beſitzthums ein neues und gefähr: 
liches Agitationsmittel werden. Ich muß die commiſſariſche Bexathung der 
Vorlage ſchon deshalb empfeblen, weil ſich das umfangreiche Material, in 
deſſen Beſitz wir bei Beurtheilung dieſer Frage ſein müſſen, ſich gar nicht 
hier im Plenum verarbeiten läßt. a 

Präſident Delbrück: Die Beſtimmungen des vorliegenden Entwurfs 
haben auf das Einkommen, welches das Reichsland ſelbſt bezieht, gar keinen 
Einfluß. Die Eiſenbahnen in Elſaß⸗Lothringen find Eigenibum des Reichs, 
aber auch in Beziehung auf dies Eigenthum wird das vorliegende Geſetz, 
wenn nicht eine vollſtändige Aenderung in der beſtehenden Geſetzgebung über 
die Communalbeſteuerung in Elſaß⸗Lothringen eintreten ſollte, vollſtändig 
gegenſtandslos ſein. Die directen Steuern in Elſaß⸗Lothringen werden er⸗ 
hoben entweder im Wege der Zuſchläge zu den directen Staatsſteuern oder 
im Wege des Communal⸗Octroi. Die directen Staatsſteuern find 1) die 
Grundſteuer, auf die ſich der vorliegende Entwurf überhaupt nicht bezieht, 
2) die Perſonal⸗ und Mobiliarſteuer, 3) die Thür⸗ und Fenſterſteuer und 
4) die n la h Alle dieſe vier directen Steuern, zu denen die Com⸗ 
munen in Elſaß⸗Lothringen befugt ſind, werden durch den vorliegenden Ent⸗ 
wurf nicht berührt. Noch viel weniger iſt das der Natur der Sache nach 
der Fall mit den Communal⸗Octrois, die keine Einkommen⸗ ſondern Ver: 
zehrungsſteuer find. Ich babe hiermit nachgewieſen, daß das vorliegende 
Geſetz in Bezug auf die gegenwärtigen geſetzlichen Verhältniſſe in Elſaß⸗ 
i e gar nichts ändern wird und ändern kann. 

bg. Rickert: Ich bin im Weſentlichen für den Geſetzentwurf und 
laube, daß der Abg. Stumm ſehr übertriebene Befürchtungen an die Ein⸗ 
ührung des Geſetzes geknüpft hat. Der Ge nt bat thatjäch die ihm 
beigelegte große Tragweite nicht. Wenn Elſaß⸗Lothringen, wie der Präſi⸗ 
dent der Reichskanzleramts ſo eben beſtätigt hat, ausſcheidet mit ſeinen 
Eiſenbahnen und ſonſtigen Reichsinſtituten, was bleibt dann übrig? Ich 
glaube, bervorgerufen iſt das Geſetz durch einen Conflict des Reichs mit der 
Haupt- und Reſidenzſtadt Berlin, und ich bedaure, in dieſer Beziehung mich 
vollſtändig auf Seiten des Reichs ſtellen zu müſſen. Sie ſagen: wem könnte 
es wohl einfallen Poſt oder Telegraphie zu beſteuern? Der. Magijtrat der 
aupt⸗ und an Berlin hat den Verſuch gemacht, die Intraden der 
oſtderwaltung in Berlin zu beſteuern. Er hat gejagt, die Ueberſchüſſe der 
Poſtverwaltung betragen ſo und ſo viel Millionen, Berlin hat ſo und ſo 
Einwohner, ergo dividire ich einfach mit 25 Millionen und multiplicire mit der 
Zahl der Einwohner. So könnte jeder kleine Ort ſich eine Einkommenſteuer 
gus der Poſtperwaltung herrechnen, während andererſeits feſtſteht, daß das 
Reich Zuſchüſſe macht für die Poſtverwaltung. Sie mögen einen Modus 
nehmen, welchen Sie wollen, Sie werden immer auf die widerſinnigſten Re⸗ 
ſultate kommen, wenn Sie die Poſt oder die Telegraphen⸗Verwaltung be⸗ 
ſteuern wollen für Communalzwecke. Ich komme zu anderen Neihsinftiuten ; 
Eiſenbahnen ſind ja nicht vorhanden, es würde ſich alſo handeln um die 
Wohnungen und Gebäude, die das Reich hat. 

ngland räumt den Gemeinden viele Rechte ein, es hat aber doch immer 
den Haupt⸗ und Fundamentalſatz feſtgehalten, daß alle öffentlichen Gebäudr 
von Communalſtenern freibleiben müſſen. Dies iſt ein einfach practiſcher 
Geſichtspunkt. Ich möchte vielleicht als ſtreitig aufſtellen die zu Beamten⸗ 
wohnungen benußten Gebäude. ch will auf dieſe Frage hier nicht einge⸗ 
hen, ich laſſe ſie offen und ſtelle anheim, ob es vielleicht möglich ſein wird, 
durch einen kleinen Zuſatz dieſen einzigen und in ſeinen Beträgen durchaus 
nicht erheblichen Punkt auszuſcheiden. Hr. Abg. Grumprecht hat es natür⸗ 
lich gefunden, daß dte Gemeinden für die Leitungen, die ſie dem Reiche 
darbieten, an ſeinen Inſtituten, inſofern in denſelben auch Wohnungen ge⸗ 
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nommen werden, an einem gewiſſen Orte auch eine Gegenleiſtung in Form 
einer Steuer nehmen will. Der Geſetzentwurf ſchließt dies auch nicht aus, 
man ſoll dann aber die rationelle Form wählen, die Form der Grundabga⸗ 
ben: das iſt dec Punkt, wo man mit der Communalſteuer eintreten kann. 
Das Reich kann doch nicht dafür wenn die Communen eine rationelle Be⸗ 
ſteuerung nicht haben. Wenn alſo die Communen die Gebäude des Reiches 
heranziehen wollen zu den Laſten, fo mögen fie dieſelbe rationelle Beſte gerung 
einführen, die beiſpielsweiſe auch Hannover hat, wo auch der Grundſatz gilt, 
daß das Staatseinkommen durchaus nicht belaſtet werden darf durch die 
Communalſteuer. Es handelt ſich hier überhaupt gar nicht darum, den 
Grundſatz Leiſtung und Gegenleiſtung einzuführen, ſondern es handelt ſich 
darum, ob man eine Schranke ziehen ſoll der vollkommen willkürlichen Her⸗ 
anziehung der Staats⸗ und Reichsinſtitute zu den Laſten der Gemeinden, die 
in einem Maße genommen wird, welche durchaus nicht entſpricht den Vor⸗ 
theilen, welche dieſe Reichsinſtitute von den Communen haben. 

Lubeck bezahlt wenige tauſend Thaler Matrikularbeiträge; wenn Sie Lübeck 
eine Beſteuerung der Quellen des 9 
wäre es ein Leichtes, daß Lübeck die Hälfte ſeiner Matrikularbeiträge auf der 
Communalbeſteuerung ſich wieder zurücknehmen könnte. Wie Sie auch die 
Sache anfangen mögen: wenn Sie den im Geſetz enthaltenen Grundſatz nicht 
annehmen, jo kommen Sie in der That in der praktiſchen Ausführung zu 
vollſtändig widerſinnigen Reſultaten. Ich empfehle Ihnen die Annahme des 
Geſetzentwurfs mit einigen unweſentlichen Modificationen, die ſich in zweiter 
Leſung leicht ergeben werden. Dann handelt es ſich um unbedeutende 
Summen, Berlins Forderung betrug in dem einen Jahre 30 Thaler, in dem 
andern 72 Thaler, die Geſammtſumme in den Jahren 186971 betrug 
156 Thaler. Die ganze practiſche Bedeutung des Antrages würde dahin 
führen, daß die Communen das Reich in ganz ungemeſſener Weiſe für 
ihre Zwecke in Anſpruch nehmen werden. Das Geletz ſtellt ferner ein Princip 
auf, welches ich auch als richtig anerkenne. Ich bin mit dem Abgeordneten 
von Puttkamer der Meinung, daß man überhaupt eine Steuer auf das Ein⸗ 
kommen der juriſtiſchen Perſonen und Forenſen zu Communalzwecken nicht 
legen ſolle, und weil ich wünſche, daß für eine ſolche heilſame Reform Bahn 
gebrochen wird, erachte ich die Annahme des Geſetzentwurfes für ſehr fürs 
derlich und dienlich. 

Fürſt Bismarck: Der Vorredner hat ganz Recht, daß der Anſpruch der 
Stadt Berlin den erſten Anlaß zur Vorlegung dieſes Geſetzes gegeben hat. 
Hauptſächlich find wir aber dazu veranlaßt dadurch, daß das königlich preu⸗ 
ßiſche Miniſterium des Innern ſich im Ganzen principiell auf die Seite der 
Communalverwaltung geſtellt hat, indem in den Reſſorts vermöge der Un⸗ 
abhängigkeit, die ſie anſtreben, 1 leicht die Neigung obwaltet, Alles, was 
nicht direct zu ihnen gehört, als Feindesland zu betrachten und Alles an ſich 
zu ziehen, was ſie erreichen können. Der Reichskanzler (der auf der Tribüne 
ungewöhnlich ſchwer zu verſtehen iſt) führt dann aus, daß er keine Zahlung 
aus Reichskaſſen geſtatten könne, die nicht budgetmäßig bewilligt und feſt⸗ 
geſtellt ſei und daß jede Summe, die man das Reich an die Communen 
111 — laſſe, von den Steuerzahlern wiederum in Form von Matricular: 

eiträgen aufgebracht werden müſſe; insbeſondere müſſe der Anſpruch der 
Berliner Commune dahin führen, daß die Frage aufgeworfen werde, ob 
Berlin für den Sitz der oberſten Reichsverwaltung der zweckmäßigſte Ort ſei⸗ 
Die Stadt, die doch davon große Vortheile hat, würde gegen eine ſolche 
Verlegung ſehr empfindlich fein und fie vielleicht bitter beklagen. Vielleicht 
könnte da ein see: der Reciprocität hergeſtellt werden, indem das Reich 
wiederum jedes Mitglied der Gemeinden beſteuert. (Heiterfeit.) a 

Was i denn das Veiteneruugsrecht der Communen anders als ein Theil 
des Ausfluſſes der Landeshoheit, der ihnen übertragen iſt? Soll nun etwa 
auch der Kreis das Reich beſteuern dürfen? Theoretiſch würde alsdann das 
Recht dazu nicht zu beſtreiten ſein. Der Reichskanzler erklärt, die ganze Sache 
mache auf ihn ſo einen recht urgermaniſchen Eindruck, ſie heimele ihn geradezu 
an, wenn er ſieht, wie jedes kleine rechtliche Gebilde in dem großen deutſchen 
Vaterlaude beſtrebt ſei, auf Koſten der Geſammtheit zuzugreifen nach dem, 
was man kriegen kann; wer's kriegt, der hat's. (Heiterkeit) Es iſt das ein 
Reſt jener mittelalterlichen ſtandrechtlichen Neigung, jedes erreichbare Stück 
eines Weges, einer Waſſerſtraße, die einer zufällig beſaß, als Steuerquelle 
zu benutzen. Das Reich war damals ſchwach, es mußte ſich das gefallen 
laſſen und ließ es ſich 1 Aber heute darf die Geſetzgebung nicht zu⸗ 
laſſen, daß das große Reichsfaß von jeder Gemeinde angezappt werde, darf 
neben den großen Opfern, die der ſteuerpflichtige Reichsbürger für die großen 
nationalen Net ſchon zu bringen hat. Die ohnehin beſchränkten Betriebs⸗ 
mittel des Reiches dürfen nicht noch verkürzt werden. Auf demſelben Wege 
könnte man zur Beſteuerung der Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltung gelangen. 
Der Reichskanzler bittet wiederholt, die Vorlage einfach anzunehmen. 

a. Frhr. v. Wendt kann in der Beſteuerung des Reichseinkommens 
keine Verminderung der Souveränetät des Reiches erkennen, denn in ana⸗ 
logen Fallen habe man es nicht für eine Verminderung der Souberänetät 
des Staates eingeſehen, wenn z. B. in den Einzelſtaaten die Kommunen 
das Staatseinkommen beſteuert hätten. Die Gemeinden ſind ja in Deutſch⸗ 
land nicht das, was ſie in Frankreich ſind, nämlich der kleinſte Verwaltungs⸗ 
bezirk; ſondern die deutſche Gemeinde 1 dem Staate ſelbſtſtändig gegen⸗ 
über; die Beſteuerung des Reiches von Seiten der Gemeinde iſt alſo au 
keine „politiſche Monſtroſität“. Redner mißt dem Geſetze keine finanzielle 


Tragweite bei; die Summe der Steuer könnte ebenſo, wie in Preußen, im ’ 


Etat leicht aufgeſtellt werden. BR: x a 

Abg. Miquel hält das Geſetz lediglich für eine Declaration des beſte⸗ 
henden Rechts, denn keine Gemeinde ſei geſetzlich berechtigt, das Einkommen 
des Reiches zu verſteuern. Wenn auch unſere Gemeinden etwas anderes 
find, als die franzöfiihen Communen, fo giebt es doch für dieſelben kein 
Unrecht, kraft deſſen ſie beſteuern kann, wer, wo und wie ſie wollen; das 
Steuerrecht ſtebt den Gemeinden nur jo weit zu, als die Landesgeſetze es 
ihnen gewähren; eine Landesgeſetzgebung kann aber dem Reiche keine Steuern 
zumuthen. Wenn aber die Frage einmal geſetzlich geregelt werden ſoll, fo 
wird es wohl beſſer fein, dieſelbe generell zu regeln und nicht bei der bloßen 
Declaration ſtehen zu bleiben. Es wäre 5 B. ſehr zu wünſchen, daß ähnlich 
wie in den Rheinlanden, ſo auch in Elſaß⸗Lothringen den Gemeinden das 
Recht gegeben werden muß, die Eiſenbahnen zur Steuer heranzuziehen; denn 
über kurz oder lang müſſe man den Gemeinden im Elſaß eine andere Ver⸗ 
faſſung geben und ſie aus der franzöſiſchen Einſchnürung befreien. Die Ge⸗ 
meindebeſteuerung müſſe überhaupt reformirt werden; aber das könne nicht 
vom Reich aus betrieben werden. Das Geſetz muß pure angenommen wer⸗ 
den; denn eine Abänderung deſſelben würde doch den gegenwärtigen Zuſtand 
nicht gänzlich ordnen. 8 f 

Damit ſchließt die erſte Leſung; die zweite wird wiederum im Plenum 
ſtattfinden, da die Ueberweiſung der Vorlage an eine Commiſſion nicht be⸗ 
liebt worden iſt. 

Schluß 4% Uhr. Nächſte Sitzung Dinstag 11 Uhr. (Erſte Leſung 
der Juſtizgeſetze.) 


Berlin, 21. November. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König hat 
dem Hauptmann von Arnim im Garde⸗Schützen Bataillon den Rothen 
Adler⸗Orden vierter Klaſſe verliehen. er: R l 

Se. Majeſtät der König bat dem Kreisgerichts⸗Secretair und Canzlei⸗ 
Director Guſtav Krug in Koſten den Charakter als Canzlei⸗Rath verliehen; 
ſowie den zeitigen zweiten Bürgermeiſter der Stadt Potsdam, Gobbin, 
in Folge der von der dortigen Stadtverordneten⸗Verſammlung getroffenen 
Wiederwabl, in gleicher Eigenſchaft für eine fernerweite zwölfjährige Amts⸗ 
dauer . 1 

Se der Kaiſerlichen Verwaltung der Zölle und indirecten Steuern von 
Elſaß⸗Lothringen ift der Directions⸗Secretair Guſtav Heinrich Theodor Haack 
um Hauptſteueramts⸗Controleur in Straßburg ernannt worden. — Der ſeit⸗ 
77 Kreis⸗Wundarzt Dr. 0 zu Freienwalde a. O. iſt zum Kreis⸗Phy⸗ 
ſilus des Ober⸗Barnimſchen Kreiſes ernannt worden. Der Gerichts⸗Aſſeſſor 


eichseinkommens einräumen wollen, dann 


a 


3 


Markert in Stettin iſt zum Rechtsanwalt bei dem Kreisgerichte in Naugard 


und zugleich zum Notar im Departement des Appellationsgerichts zu Stettin, 
mit Anweiſung ſeines . in Gollnow, ernannt worden. 

Dem Emile Cornely zu Paris iſt unter dem 19. November 1874 ein 
Patent auf eine Vorrichtung zum Aufnähen von Litzen an der Bonnad 
Stickmaſchine auf drei Jahre erlheilt worden. 

Berlin, 21. November. [Se. Majeſtät der Kalſer und 
König) empfingen heute Vormittag Allerhöͤchſtihren Flügeladjutanten 
Oberſt von Lucadou, nahmen dann die Vorträge der Hofmarſchälle, 
ſowie um 10 Uhr den des Militair⸗Cabinets und um 11% Uhr des 
Civil⸗Cabinets entgegen. um 2 uhr begaben Sich Se. Maſeſtät nach 


dem Neuen Palais zum Diner aus Anlaß der Höchſten Geburtstags 


feier Ihrer Kaiſerlichen und Königlichen Hoheit der Kronvrinzeſſin. 
(Reichs anz.) 
Se. Majeftät der Kaiſer und König] find geſtern Abend 8 7 
10 Minuten mit den Pingen des Sora Hauſes und der bon bin 
aus geladenen Jagdgeſellſchaft im beiten Wohlſein von der Hofiag 
Springer Saupark bei Hannover bier wieder eingetroffen. (ötredend 
Die ſchlechte Witterung — Schlackſchnee und Regen — wirkte ſe 
ungünſtig auf das Jagdergebniß; ingleichen war es 


bei der reichlich vom 


— — r A RUFT: 


5 0 se 
handenen Buchelmaſt nicht möglich geweſen, die über das ganze Revier ber: 
theilten Sauen an die Suchen heranzukörnen. Die Triebe mußten daher 
ſehr groß genommen werden, und ergab die Strecke in Folge deſſen das für 
Springe unperhältnißmäßig geringe Reſultat von 6 Hirſchen, 17 Stück Wild, 
63 Sauen, 2 Rehböcken und 1 Fuchs. ? 

Wie dies in Maſtjahren Regel, fo war auch dieſes Mal der Stand in 
der Saufinder Meute ein harter; die durch den Feiſt ſchwerfällig gemachten 
Keiler ſtellten ſich im Bewußtſein ihrer Stärke leicht vor den Baden und 
beförderten allein in der Suche des zweiten Tages deren zwei todt und ſechs 
ſchwer geſchlagen zur Strecke. 

Im Uebrigen verlief die Jagd trotz Schnee und Regen am erſten Tage 
mit einer Suche auf Schwarzwild und einem Treiben auf Rothwild, am 
weiten mit nur einem Saujagen, zu allſeitiger Waidmannsluſt, erhöht durch 
das friſche Ausſehen des Kaiserlichen Jagdherrn, Allerhöchſtwelcher Allein 
2 Hirſche, 5 Stück Wild und 14 Sauen ftredte. 

; net e — 5 e a de es 55 
er 0 e 1 28. iesjährigen Hofjagden da⸗ 
ſalbſt Gbzubalien, geben, um am und ie diesjährig Io — 

Berlin, 22. November. [Die Bank⸗Commiſſion. — 
Der Reichshaushalt.] Geſtern Abend trat im Reichstage die 
Bankgeſetz Commiſſion zu ihrer erſten Sitzung zuſammen. Den Vorſitz 
führte der Abg. v. Unruh. Die Reichsregierung vertraten der Geh. 
Rath Michaelis und der Koͤniglich baieriſche Miniſterialrath v. Riedel; 
nach kurzer Berathung wurde auf Antrag des Abg. v. Schauß be⸗ 
ſchloſſen: zuvörderſt die Reichsregierung aufzufordern, ſich darüber zu 
äußern, ob fie der Errichtung einer Reichsbank ihrerſeits zuſtimme und 
in welchem Umfange. Die Regierungs⸗Commiſſare verhielten ſich 
ſchweigſam und die Commiſſion wird ihre weitere Thätigkeit von dem 
Beſcheide abhängig machen, den die Regierung auf dieſe Anfrage er⸗ 
theilt. — Derjenige Theil des Reichshaushalts, welcher durch Plenar⸗ 
berathung erledigt wird, wird durch 8 Gruppen vorbereitet, von denen 
diejenige für Poſt⸗ und Telegraphen⸗Verwaltung unter dem Vorſitz 
des Abg. v. Denzin ihre Thaͤtigkeit beendet hat. Sehr umfaſſenden 
Arbeiten ſieht man in der Gruppe für den Martne⸗Etat entgegen, in 
welcher gleichfalls der Abg. v. Denzin den Vorſitz führt. 

[Die erſte Soiree des Fürſten Bismarck] am Sonnabend 
war recht zahlreich beſucht; unvertreten in der Zahl der Gäſte war 
das Centrum, die Socialdemokraten und die Polen. Dieſelben hatten 
keine Einladungen erhalten. Es waren auch mehrere Mitglieder des 
Bundesrathes anweſend. Der Fürſt erſchien den Anweſenden in voller 
friſcher und liebenswürdiger Laune. Er machte mit der Fürſtin und 
ſeiner Tochter die Honneurs in zuvorkommendſter Weiſe. Damen 
waren ſonſt nicht anweſend. Um 11 Uhr war die Soiree beendet; 
die näheren Freunde der fürſtlichen Familie verweilten jedoch bis gegen 
Mitternacht. 


[Im auswärtigen Amte] hat heute Nachmittag unter Vorſitz 
des Miniſterpräſidenten Fürſten Bismarck eine mehrſtündige Sitzung 
des preußiſchen Staatsminiſteriums ſtattgefunden. 

[Im auswärtigen Miniſteriuml find Perſonal⸗Veränderungen 
vorgenommen worden. Geh. Legationsrath Aegidi hat die Preßange⸗ 
legenheiten mit einem politiſchen Decernate vertauſcht, und der Vor⸗ 
trag in Preßſachen wird künftig nur vom Unterſtaatsſecretär Miniſter 
von Bülow reſſortiren, der ſich dazu irgend eine paſſende Perſönlich⸗ 
keit auswählen wird. Es lag in den Wünſchen des Herrn Aegidi, 
die Leitung des archäologiſchen Inſtituts in Rom zu übernehmen, 
allein daſſelbe iſt vom Reſſort des Auswärtigen Amtes abgezweigt 
worden. 


Köln, 21. Noobr. [Die fällige engliſche Poſtl aus London 

vom 21. d. Früh iſt ausgeblieben. 
Karlsruhe, 21. November. [Zur Wayl des Erzbiſchofs.] 
Die „Karlsruher Zeitung“ beſtätigt die Nachricht, daß auch die zweite 
vom Freiburger Domcapitel für die Wahl des Erzbiſchofs vorgelegte 
Candidatenliſte von der badiſchen Regierung abgelehnt wurde. Das 
genannte Blatt welſt den Vorwurf zurück, daß die badiſche Regierung 
es an dem erforderlichen Entgegenkommen der römiſchen Gurie gegen: 
über habe fehlen laſſen. Die Regierung habe mit fämmtlichen ihr 
präſentirten Candidaten verhandelt. Einer derſelben, Biſchof Hefele 
von Rotenburg, habe erklärt, eine auf ihn fallende Wahl nicht anneh⸗ 
men zu wollen. Die andern Candidaten hätten die Ableiſtung des 
vorgeſchriebenen Staatseides verweigert. In Folge deſſen habe die 
Regierung ſie ablehnen müſſen, da ſie die Wahl eines Erzbiſchofs, 
welcher den Gehorſam gegen die Staatsgeſetze verweigere nicht zu⸗ 


laſſen konne. 
Oeſterreich. 


Wien, 21. November. [Der Kaiſer] hat dem Präſidenten des 
ovangeliſchen Oberkirchenrathes der Augsburger und Helvetischen Con⸗ 
feſſton, Andreas Zimmermann, anläßlich der erbetenen Verſetzung in 
den Ruheſtand, das Comthurkreuz des Franz⸗Joſefs⸗Ordens mit dem 
Stern verliehen. An Stelle Zimmermann's it der ehemalige Komes 
der ſächſiſchen Nation, Conrad Schmidt, zum Präfidenten des evan⸗ 
geliſchen Oberkirchenrathes ernannt und demſelben gleichzeitig der Titel 
eines Sectionschefs beigelegt worden. — Für den verſtorbenen Erz⸗ 
rzog Karl Ferdinand iſt eine 16tägige Hoftrauer angeordnet worden. 
Wien, 21. Noobr. [Das Aetiengeſetz.] Das Abgeordneten⸗ 
haus hat in der heutigen Sitzung die Speclalberathung des Actien⸗ 
geſetzes fortgeſetzt und die Artikel 220 bis 224 in der von dem Aus⸗ 
ſchuſſe beantragten Faſſung nach lebhaften Debatten angenommen. 
Nach Artikel 222 ſind die Actienzeichner zur Einzahlung des ganzen 
N Nominalbetrages auch dann verpflichtet, wenn die Actien wegen ver⸗ 
Kumter Einzahlung vernichtet oder vor völliger Einzahlung weiter 
2 geben wurden. Nach Artikel 224 iſt den Actionären, fo bald fie 
.o des Capitals repräſentiren, die Einſichtnahme der Bücher geſtattet. 
Ürtitel 190, welcher ebenfalls mit den vom Ausſchuſſe beantragten 
Modificationen angenommen wurde, beſtimmt, daß in der Generalver⸗ 
lammlung jede Actie eine Stimme führt, ſoweit nicht im Geſellſchafts⸗ 
vertrage feſtgeſetzt wurde, daß nur eine beſtimmte Anzahl von Actien 
0 einer Stimme berechtige. Die Stimmberechtigung kann dur 
Jhännliche Bevollmächtigte ausgeübt werden. Zur Beſchlußfähigkeit der 
eneralverſammlung iſt die Anweſenheit von Vertretern eines Sechstels 
des Actien⸗Capitals erforderlich. 


Frankreich. 


Paris, Is. November Abend. [Zur Verfaffungsfrage. 
Exploſion.] Die „Agence Havas“ veröffentlicht eine ziem⸗ 
uc räthſelhafte, vermuthlich oſſicioſe Note, woraus hervorzugehen 
Heint, daß die Regierung ſich möͤglichſt wenig in die Anfertigung der 
nftitutionellen Geſetze einzumiſchen wünſcht und der Verſammlung 

Initiative überlaffen will. Der Text der Botſchaft behauptet dieſe 
Die, ſoll erſt feftgeftellt werden, nachdem die Gemeinderathswablen 
llzogen worden, „denn dieſe Wahlen könnten einen ernſthaften Rück⸗ 
1 auf die Politik ausüben.” — Ganz Paris iſt heute durch den 
16 migen g gewaltigen Exploſion erſchreckt worden. Eine Fabrik 
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agen. 
* 300 
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ch Br., 


er Producte in St. Denis iſt theilweiſe in die Luft geflogen. | Tonnen, 
atte dabei 3 Todesfälle und zahlreiche Verwundungen zu be: | mäßigt. 

Zum Ole befand fi nur ein verhältnipmäpig Heiner dell ne 
Arbeiter, welche die Fabrik beſchäftigt, in dem Gebäude. neuer 10% Thlr. tranſ. gef. Die V 
glück wurde durch Unvorſichtigkeit eines Arbeiters veranlaßt. Wee ge kan 117. November 9083 Tonnen, mithin Total⸗ 


Telegraphiſche Depeſchen. 
(Aus Wolffs Telegr.- Bureau.) 

Berlin, 23. November, Morgens. Der ſeitherige Legationsrath 
Uebel iſt zum deutſchen Geſandten in Rio ernannt. 

Bern, 21. November. In Folge ſtarken Schneefalles, heftigen 
Sturmes und Lawinenſturzes iſt der Verkehr auf allen Poſtrouten des 
Cantons Graubünden unterbrochen. Die Splügenpoſt iſt nur bis 
Andeer gelangt. 

Rom, 21. November. Zum Präſidenten des Senates iſt Des 
Ambrois⸗di Nevacche, zu Vicepräſidenten deſſelben ſind Serra, Scialoja. 
Manciani und Areſe ernannt worden. Cben ſo wird die Ernennung 
von 14 neuen Senatoren in der amtlichen Zeitung veröffentlicht. 

Paris, 23. Nov., Morgens. Der Commandant des 8. Armeecorps, 
Ducroſt, wies die ihm unterſtellten Militär⸗Commandanten mittelſt 
eines in Dijon angeſchlagenen Generalbefahls an, auch Maßregeln zu 
treffen, um öffentlichen Kundgebungen gelegentlich der bevorſtehenden 
Municipalwahlen vorzubeugen. — Die ruſſiſche Kaiſerin nimmt dem 
Vernehmen nach in Cannes ihren Winteraufenthalt. 

Madrid, 21. November. Der „Imparcial“ veroffentlicht den 
Bericht der Commiſſion, welche damit beauftragt war, Grundlagen 
für die Reduction der Staatsſchuld vorzuſchlagen. Derſelbe gelangt 
zu dem Reſultate, daß der Staatsſchatz die Staatsſchuld nur mit 
einem Procent verzinſen könne. Aber auch dieſe Zahlung werde erſt 
ſtattfinden können, wenn die Lage des Landes wieder eine normale 
geworden. 

London, 21. November. Wie aus Rio de Janeiro telegraphiſch 
gemeldet wird, enthalten die dortigen Zeitungen vom 20. d. Meldun⸗ 
gen aus Buenos-Ayres, nach denen ſich das Kanonenboot der Inſur⸗ 
genten „Parana“ mit der geſammten Bemannung der Regierung er⸗ 
geben hat. Der Commandant des Schiffes hatte einen ſchriftlichen 
Befehl, die Mannſchaft in Montevideo zu landen. 

Belgrad, 22. Novbr. Die Skupſchtina iſt heute eröffnet worden. 
In der Thronrede wird des ehrenden Empfanges gedacht, welcher dem 
Fürſten Milan in Conſtantinopel zu Theil geworden ſei, ſowie ſeines 
Beſuches bei dem ihm befreundeten Fürſten Karl von Rumänien und 
der Zuſammenkünfte mit den Herrſchern und Staatsmännern der 
europäiſchen Großmächte, welche für Serbien nicht ohne Vortheil fein 
würden. Der Fürſt verheißt ferner viele Vorlagen, welche der Skupſchtina 
zur Berathung zugehen würden und ſtellt es derſelben ſchließlich an⸗ 
heim, in Erwägung zu ziehen, ob es nicht gut und nützlich für das 
Land wäre, die beſtehende Verfaſſung in liberalem Sinne umzugeſtatlen. 


(L. Hirſch telegraphiſches Bureau.) 

Berlin, 21. November. Der „Berliner Actionair“ meldet, das Reichs⸗ 
eiſenbahnamt bereitet eine Vorlage für den Bundesrath betreffend die Auf⸗ 
ſtellung einheitlicher Normen für Conſtruction und Ausrüſtung der deut⸗ 
ſchen Bahnen vor. Der Perſonentarif der preußiſchen Staatsbahnen 
wird nicht allgemein erhöht. Die Erhöhung bleibt vielmehr auf die 
Naſſauiſche und Main⸗Werrabahn beſchränkt, deren Tarife mit denen 
anderer Staats » Bahnen gleichgeſtellt werden ſollen. Der die Reichs⸗ 
eiſenbahnen betreffende Gejegentwurf wird ſpäter einer Conferenz von Ver: 
tretern aller Intereſſenkreiſe zur Begutachtung vorgelegt werden. Die Vor⸗ 
ſchläge der Deputation der Bergiſch⸗Märkiſchen Bahn wegen Abänderung 
1 mit dem Staate werden demnächſt das Staatsminiſterium 
e igen. 

Paris, 21. November. Es verlautet, die Regierung beabſichtige 
die geſammte Armee in fünf Armee -Inſpectionen ein zutheilen, von 
denen jede 3—5 Armeecorps umfaſſen ſoll, um die Verwaltung noch 
mehr zu centraliſiren. — Der Miniſter der Marine hat die Abſendung 
eines neuen Kanonenbootes nach der ſpaniſchen Nordküſte angeordnet. 

Bayonne, 21. November. Das herrſchende Unwetter hat 
alle Operationen auf dem Kriegsſchauplatze in den letzten Tagen ver⸗ 
hindert. Ebenſo mußten die bereits nach Santander eingeſchifften 
Regierungstruppen wieder ausgeſchifft werden. Die franzöſiſchen Truppen 
ſind von der Grenze in ihre Garniſonen zurückgekehrt. 

London, 21. November. Die Königin von England iſt von Bal⸗ 
moral heute nach Windſor zurückgekehrt. Dieſelbe wird der Taufe des 
jungen Prinzen am Montag beiwohnen. Derſelbe erhält nach ſeinen 
beiden Großeltern die Namen Albert Alexander. 


Provinzial-Zeitung. 


Breslau, 23. November. [Angekommen.] Se. Durchlaucht Hans 
Heinrich XI. Fürſt von Pleß, Graf von Hochberg⸗Fürſtenſtein, freier Stan⸗ 
desherr mit Dienerſchaft aus Pleß. (Fremdbl.) 


** Reiſſe, 22. November. [dur e e Das bieſige 
„Sonntagblatt“ meldet: Am 19. d. M. feierte der Oberſt⸗Lieutenant a. D. 
b. Gallwitz und feine Gemahlin das 50 jährige Ehejubilaum. Das wür⸗ 
dige Ehepaar wurde von zwei Militär⸗Muſikkapellen mit Morgenmuſik über: 
raſcht und nahm im Laufe des Vormittags von Nah und Fern zahlreiche 
Glückwünſche entgegen. Ihre Majeſtät die Kaiſerin und Königin beglückte 
das Jubelpaar mit einer den allerhöchſten Namenszug der Geberin tragen⸗ 
den Prachtbibel, welche durch den Beigeordneten und Syndicus Hellmann 
überreicht wurde. Wiederum hat durch einen unglücklichen Sturz 
ein junger hoffnungsvoller Mann ſein Leben einbüßen müſſen. Der 
Sergeant Ertelt vom Füſilier⸗Bataillon des 2. O.⸗S. Inf.⸗Regt. Nr. 23 
und in Kaſerne Nr. 1 einquartiert, fiel bei feinem Zuhauſekommen am Frei: 
tag Abend und wahrſcheinlich in Folge eines Ausgleitens ſo unglücklich die 
Treppe berunter, daß durch einen Genickbruch deſſen Tod ſofort erfolgte. 
Von anderer Seite wird uns auch mitgetheilt, daß der Verunglückte, der 
bon zu Haufe geweſen, bei einem beabſichtigten Gange nach der Latrine 
durch einen Fehltritt die Treppe herunter geſtürzt ſei. 


Stettin, 21. November. [Markt bericht.) em Waagrenhandel 
baben wir für dieſe Woche wieder lebhafte Umſatze in Schweineſchmalz zu 
melden, in den übrigen Artikeln war das Geſchäft ruhig, der Abzug iſt der 
Jahreszeit nach befriedigend geweſen. 
Petroleum. An unſerem Platze iſt der Verkehr in Loco⸗Waare für 
den Conſum recht rege geweſen, dagegen war das Geſchäft im Lieferungs⸗ 
bandel ruhiger, Preiſe ſind etwas feſter. Loco 3%, %, ½, Thlr. bez. u. 
November⸗December 37% Thlr. Br. December⸗Januar 3% Thlr. bez., 
3%, Thlr. Br., Januar⸗Februar 10,50 Mk. ber 
Kaffee. Notirungen unverändert feſt: Ceylon, Plantagen 124 —12% 
Sgr., Java, braun 13%—13% Sgr., gelb bis fein gelb 117 —12 . Sgr., 
blank 1I—11% Sgr., grün 10% —11 Sgr., Cochin und an pi 10 bis 
10% Sgr., Campinos und Rio gut ord. I-9% Sgr., reell ordinär 8% 
Sgr., ord. bis gering ordin. 84—7% Sgr. tranſito. 
Reis. Notirungen unberäudert: Java Tafel⸗ 10% —11% Thlr., Ran⸗ 
1715 a ld Thlr., do. Tafel⸗ 5% 6 7 Thlr., Arracan 47 —5 % Thlr., 
Vorlauf und Tafel: 5% —6 Thlr., Bruchreis 4—4½ Thlr. tranſito. 
Hering. Das Geſchäft in Schotten war Anfangs der verfloſſenen Woche 
beſonders in Fullbrand recht umfangreich und wurden einige Poſten gekauft 
auch auf Lieferung fanden einige Umſätze ſtatt, der Markt ſchließt indeß 
ruhiger. Crown und Fullbrand wurde mit 13%, %, %, %, Thlr. trans. 
nach Qualität bezahlt, für ganz feine Marken 14 Thlr. ir. bez., 137 —14 
Thlr. tr. nach Qual. gef., auf N per Februar 41,75—42 Mk. tr. bez. 
Ungeſtempelter Vollbering 11—12½ Thlr. tranſ. nach Qualität notiren, 
blen, Crownbrand 99% Thlr. tranſ. bez. und gef., Mattjes matter, 
rownbrand 81 —9 Thlr. tranſ. bez., kleinere Partien 9% Thlr. tranſ. bez., 


y—9% Thlr. Maß Von Norwegen hatten wir einen Import von 4841 
der Markt darin war ſtiller und die Preiſe haben ſich etwas er⸗ 
Fettheri Kaufmanns⸗ wurde mit 10 — 10% r., groß 


ko 
Thie, reell mittel 6—6% Thlr., und klein mittel mit 
5 Thlr. tranſ. vom Bord der Gate bezahlt. Sloehering, alter 844 Thlr., 

erladungen mit der Eiſenbahn betrugen 


F 


abzug ſeit 1. Januar 237,817 Tonnet, gegen 249,283 Tonnen in 1873 in 
gleicher Zeit. 


gef., 1872er 27 Thlr. gef. 


Berliner Börse vom 21. November 1874. 


Wechsel-Course. Eisenbahn- Stamm -Actien. 


Amsterdam250 Fl.] 8 T. 3½ 144½ bz Divid, pro] 1872 | 1873 Z.. 
do. do. 2M. 3½ 143% bz Aachen -Mastricht.] I 1% 14 129% 6 
Augsburg 100 Fl. 2 M. 4½ 56.20 G erg.-Märkische .| 6 3 4 12 
Franka. M. 100 Fl. 2 M er Ber in-Anhalt. . 7 |16 44 [145 bzis 
Leipzig 100 Thlr.] 8 T. 5 ½ 99% G do. Dresden ..| 5 5 5 61 
London 1 Lst. 8 M. 5 | 6.23 bz Berlin-Görlitz ..| 3½ . 3 4 | 79% B 
Paris 300 Fres. 8 T. 4581 1 B Berlin-Hamburg. .|12 10 4 192 bz 
Petersburgl00SR.| 3 M. 6 93 ½ bz Berl. Nordbahn 5 5 4 19 bz 
Warschau 90 SR. 8 T % bz Berl.-Postd.-Magd,| 8 4 4 100 G 
Wien 160 Fl.. 8 T. 4½ 91% be Berlin-Stettin.. 112% 10% 4 1453, bz 
do. do. 2M. 4% 91% bz Bohm. Westbahn. 5, s [8 | 901% br 
I Breslau-Freib. 7 8 4 1104 6 
do. neue] 5 5 5 ] 9% G 
Fonds- und Gel- Course. Ce- üben 8% | 84 14 le ba 
Freiw. Staats- Anleihe 4 —— Cuxhav. Eisenb. .| 6 6 6 = 
Staats-Anl, Maige 4½ — — Dux-BodenbachB| 5 0 14 34 bag 
do, consolid. 4½ 10514 bd Gal.Carl-Ludw.-B.| 7 8% 4 110-134, v 
do. Keie 4,0% en Halle -Sorau-Gub.] 0 0 4 % b 
Staats-Schuldscheine. . 3½ 91% bzG Hannover-Altenb.| 5 0 4 221 br 
Präm.-Anleihe v. 1855 3% 1285 8 Kaschau-Oderbrg.| 5 5 5 59 % bzB 
Berliner Stadt-Oblig. 44211027, bz Kronpr.Rudolphb.| 5 5. |5 | 67% bd 
2 Berliner 4, 100% bz Ludwigsh.-Bexb. II 9 (4 flat bz 
= bommersche. 2 87 bz Märk.-Posener . 0 0 4 | 8 bz 
3) Posensche ..... 4 | 94 bz Magdeb,.-Halberst.| 8 6 4 104 n 
E Schlesische. . . . 3½ 88 Magde b.-Leipzig .|14 14 4 231 bzB 
sy Kur- u. Neumärk. „4 887% b do, Lit. B. 4 ı 4 a 
2 (bommersche. 47 8 Mainz-Ludwigsh. 11%½0 9 4 133 8 
ZI Posens che. 19278 Niederschl.-Märk.] 4 4 4 | 97% be 
= $ Preussische ....4 | 95 G Oberschl. A. C. P. 142% 1% 3½ 164% br 
2) Westfäl. u. Rhein. 4 98% bz do. B. 13% 13% 3% 11 ½% ban 
2 / Sachsische 98 ½ bz do. neue 6 /185½% bu 
2 I 711 N 
( Schlesische . . 4 | 97'4 bz Oester.-Fr.-St-B. 10 io 44 ]1831-3 bz 
Badische Präm.-Anl. . 4 17 B Oest. Nordwestb.| 5 5 3 8415 155 
Bajérische 4% Anleihe 4 118% B Oester.südl. St. B. 4 3 4 82022 ba 
Cöln-Mind,Prämiensch, 31,104 bzG Ostpreuss. Südb, .| 0 0 4 33%, bzG 
— Rechte O,-U.-Bahn] 6 6% 4 117% bz 
Kurh. 40 Thir.-Loose 77½ B Reichenberg-Pard| 4, 4½ [44%] 68½ 6 
Badische 35 Fl.-Loose 41H, bz Rheinische 4 925 9 4 36 % bz 
Braunschw. Präm.-Anleihe 23% B Rlein-Nahe-Bahn] 0 0 4 20% bz 
Oldenburger Loose 4 %, br Rumän. Eisenbahn 39, | 5 4 | 344% bzB 
— Schweiz Westbahn 1% | 187, |4 23½ bz& 
Lonisd.J10½ 0 11% Fremd. kn. 99% G | Stargard-Posener.| 4, 4½ 4½ lo% bz 
Ducaten — Oest, Bkn. 91 bz Thüringer 9 7 4 1367 bz 
Sorer. 6.24% G do. Silbrgld. 961% bz Warschau-Wien .|10 11 4 188 578 


Napoleons 5.13 bg do. . Guld. 96 8 


Imperials 5.17% 6 [Russ. kn. 94% bz Eisenbahn-Stamm-Prioritäts-Aotion. 
101 bz 


Dollars 1.1104, G Berlin-Görlitzer. .) 5 8 
77 Nordbahn 5 0 I | 28 bz 
resläu Warschau 0 re 
Hypotheken-Certificate. Halle-Sorau-Gub, 0 0 6 82 be 
LER jal-Obl.15 ‚100% bzG Hannover-Altenb. 5 0 5 45 B 
E 100% bz Koblfurt-Falkenb. 6 8 5 | 65 B 
Deutsche Hyp-Bk.-Pibl4i, 9% G Märkisch-Posener 9 0 5 61 be 
= ont ‚Bod.-Cr 1412110032 ba Magdeb.-Halberst. 3% | 31, 3½ 74½ bz 
Kündbr, Cent.-Bod.-Cr. 4 al) 8 { 26 Lit. C. 8 5 5 102 bak 
nkünd. do. a 12 N 5 Ostpr. Südbahn. 0 0 8 765 br 
Unk.H. d. Pr. Bd. Ord.-B. 5 1024 bad Rechte O.-U.-Bahn 6 6 4 1167 @ 
do. III. Em. dos 101 50 Rum. (40% Einz) — 8 |8 | 82%, bz 
Kündb.Hyp.-Schuld.do.)5 99% G — ́ͤẽl g DEE 
Hyp.Anth. Nord-G.-C. B. 101% dz 
Pomm. Iiypoth.-Briefeſs 104 bz Bank- Papiere. 
Goth. Präm.-Pf. I. Em. 6 106 ½% G AngloDeutsche BKI 7} 0 4 50 8 
do. do. II. Em. s 104% bz Allg. Deut. Hand.-G 4%, 0 4 10% 8 
do, 0% Pf. rkzlbr.m110/5 101½ bz B rl, Bankverein. 18 5% 4 86 
do. Al do. do. m. 110 4 97 B Berl. Kassen-Ver. 2090 20. 4 295 75 6 
Meininger Präm,- Pfd. 4 ; 101% 8 Berl. Handels-Ges. 12½ | 6% 4 ‚123 ban 
Oest, Silberpfandbr. . ½ 71% bzG Berl. Prod.-Makl.B| 8½ 12 4 66 bz 
do. Myp. rd. Pfndbr. 5 68 ½ G do. Prod. -u. IIdls. B.] 20% | 3 4 4.87 bz& 
Pfdb.d.Oest.Bd.-Or.-Ge.s | 88 8 Braunschw. Hank] 8% 9 4 |118 etbzx@& 
Schles. Bodener. PIndbr. 5, 100 8 Se BER 10 2% 4 | 891, bad 
0. do. al — 0. Hand. u.-Eutrp.] 9 4 76 G 
Südd, Bod.-Cred.-Pfäb.|5 11021, 0 Bresl.Maklerbank 30 |0 4 257 G 
Wiener Silberpfandbr.!5'% 7105 bzG Bresl.Mkl.-Ver.-B.| 7 5 4 87 B 
nl, - Br. Pr.-Wechsl.-B· 12 0 4 66 
* Bresl. Wechslerb.|12 0 477 0 
Ausländische Fonds. Centralb, 5 u. 5 1 * 
Oest, Silberrente.. . . 4½ 69%, bz need 78 bg 
4% Pepierraniä x al 64½ bzB Coburg. Ored.-Bk.| 7½ | 4 4;| 84:b2G 
do. Sder Präm-Anl..‘4 10142 G Danziger Priv.-Bk. 7 74 4 119 G 
do. Lott.-Anl. v. 60 8 107% bz Darmat. Oreditbk.15 10, ( 188% be 
do. Credit-Loose — 12%, bad 8 8 3 1510 4 196 0 
4 ane eutsche Bank... 
F do. Hyp.-B.Berlin| 6 ß 90% bz 
Russ. Präm.-Anl. v. 645 157% K N 
n den ee e e [1 j4 19 bee 
do. Bod.-Cred.-Pfdb. 6 89½ bzG en 70 * 
Rnsa..Pol. Schatz u | 8% 6 e 
Poln. Pfandbr. III. Em. 1 5 42 N 
Poln. Liquid.-Pfandbr.|4 69 e (977 | Gwbchuster u.c.ıo |0 f | 72, @ 
Amerik. 6% Anl. p. 8826 | 98 b Dz.|N 271 b SR ered. B 34 8 4 1% b 
do. "do. D-18856 1 lie Hab Nereins-B, 167 29 1 84 120 
4 9. 6 1 90 Bu 5 7 * 
Französische Rente % 991, ba do. pie. - Bre 5 |0 77% 
Ital. neue 5% Anleihel5 | 66% bz Hessische Bank .| 6% | 0 4 | 56% bz 
Ital. Tabak-Öblig. . . % | 98% bas - |Köniesb. do. |8 „ | |B0% @ 
Raab-Grazer 100 Thlr. L. 4 | 824, bz Lndw.B. Kwilecki] 6 0 6-1 59 4 
Rumänische Anleihe 8 |103%, B Lare een 710 TESTER 
Türkische Anleihe. . 5 | 44 bz ‚uxemburg. Bank|12 8% f |115 bz@ 
Ung.5% 8t.-Eisenb.-Anl. s | 74% etb 1 = * 820 r 11 5 
Schwedische 10 Thlr.-Loose — — n 4 be 
r nie Moldauer Lds.-Bk.] 4 5 4 1 
Finnische 10 Thlr, Loose 12% B Nordd. Bank 13 10% 4 14% 0 
Türken Loose 127% bzB Nordd. Grunder. B. 184, | 7%, 4 1041, bed 
Oberlausitzer BG. 88,10 2 4 10 
113 Oest, Cred.-Aetien 183, 4 1140%,-40 bz 
Eisenbahn-Prioritäts-Actien. Geda Dank 8 4 4 I 
Berg-Märk. Serie II. 4½ — Ostd. Produet.-Bk. 875 0 4 12 520 
do. III. v. St.3½g. 3½/ 85%, bz PosnerProv.-Bank| 6%, | 7% 4 108 6 
do. do. V1.44| 99% B Preuss. Bank-Act.|13', 20 4% 166½% ba 
do. Hess, Nordbahn s 102% G Pr.-Bod.-Cr.-Act. B. 15 0 4 100% 28 
Berlin-Görlita 5 103 & Pr- N 9% 3% r 120 f 5 
do. 4½% 98 B Sächs. B 60 % I. 8.12 29 B 
Breslau-Freib. Litt. P. 47 9% bz Sächs. Ored. -Bank/13 0 4 78% 6 
do. 0. 6. 4½ 99½ bz Schl. Bank. - Ver. 14 6 4 III bz 
do, do. 1.04% 99% bz Schl. Centralbank|13 - | 8. 4 66 
Cöln-Minden „ IIIA — — Schl. Vereinsbankſ 9 7 4 „2% b 
do. . d0.141, 100% 8 Thüringer Bank 14 8 4 [101% G 
do . . . IV. A | 94%, bzB Weimar, Bank 8 5 4.19 bz 
do . 2 93% B Wiener Unionsb. I 5 0 4 167% bz 
Halle-Sorau-Guben . % | 98% B 


Hannover- Altenbeken[41, (In Liquidation.) 


Märkisch-Posener ...5 | — a fr. 1 78½ 
N.-M, Staatsb. J. Ser.|4 »| 97%, bzB Berliner Bank, 1, + fr 28 
4 11 Berl. Lon b.-Bank 11½ 
do. 40. „Ser 4 G Berl. Makler- Bank 1“ 0 ftr. — 
io do. Obl.Lu.Il.|4 97 B M e 0 N 516 
8 4 III. Se 971 Berl. Wechslerbk. 0 r. | 51% bad 
do. En Ser. 4 a B Centralb, f. Genos. 14 0 fr. | 874 @ 
Oberschles. 3 441 —— Nrdschl. Cassenv. 18 0 kr. 3% 8 
do. mu. 3½ — - Pos. Pr.-Wechsl.-B| 8 0 tr. 11 
do. 4488 B Pr. Credit- Anstalt 24 0 Hr. | 561, p20 
do. De. .. 4 93½ B Prov.-Wechsl.-Bk.! 71, | 0 tr. 90½ 6 
Er = — 24 85% B Vor.-Bk. Quistorp!19 0° I. 30% bzG 
> A 44 —.— —— 
* R 
8. es Free rn Industrie-Papiere. 
2 Baugess. Plessner 14 0 4 2% b 
d e 5 103% bzG res . „a de 
do von 1873.4 — = Berl,Eisenb.-Bd Allı!, 6% [4 j1276, 6 
do, von 1874. .141.| — — D. Eisenbahnb.-G.| 0 0 430 bz 
de Brieg-Neisse 4. ee do,Reichs-u.Co.-E.) 74 | 8 4 92% bra 
do. Cosel-Oder b 7 Märk. Sch. Masch. 7 2% | 0 4 | 31 bz 
do, a * 103 6 Nordd.Papierfabr. 8 0 4 44% G 
do.Stargard-Posen 1 Westend, Com.-G. 17 0 kr. 22 60 
do. do. II. Em. 4% — — 
do. do. III. EM. — — Pr. Hyp.-Vers-Act. 1% 17% 4 128½ G 
do. Ndrschl. zwab. ak 801 G Schl. Feuervers.“ mb 18 4 90 h 
Ostpreuss. Südbahn . |5 |103% 8 —— 
Rechte -Oder- Ufer-B. 5 103% B Donnersmarkhüt.| — 6 4 53 b26G 
Sculesw. Eisenbahn . 4½ 994, B Dortm. Union . 2 — 4 135% bz 
N 1 Laura. 29 2 f 1347 bz& 
itz-Ko u 48 auchhammer 9 2 bzB 
Dee Bee 8 5 a J Marienhütte 0 : 1 57 ½ bad 
o. II. Emission. 5 72 B erra er 0 N 14 — 
EEE . | 361 Moritabütte . — | 6 4 B 
Gar, Carl-Ludw.- Bahn. 0 6 Osechl. Eisenwerk. II 9 14 217 4 
do. o. neues 95½ be Redenhütte 2 a 5 H 2 5 
ger e ee, e 
. 0 57 666% 4 — . 
Ne do. St. Pr. Acts |8 [4411026 G 
Lemberg-Czernowitz 5 72% 8 a eh 9 + u 
do. do, II. 5 | 79%, bz se 
do. do. III | 73% etbzB 
Mährische Grenzbahn 5 | 71 is bz& Baltischer Lloyd] 0 0 4 20 bg n 
Mähr-Schl.Centralbahn] fr. | 301% G Bresl, Bierbrauer| — |0 4 31% B 
do. neuelir. | — — Bresl. E.-Wagenb.| 7% |3% 4 0 8 
Kronpr. Rudolph-Bahnſs | 84% bzB do. ver. Oelfabr. 10 8 16. beg 
Oesterr.-Französ sche 3 317 4 bz Erdm. Spinnerei .| 9 7 4 | 54% bed 
do, do. neuel3 310½ bz Görlitz, Eisenb.-B.| U 0 4 46% B 
do. süd', Staatsbahn]3 20% bz Hofm’sWag.-Fab.| 6 5% 4 _ 
do. neus nr 3 1250 0.Schl. Eisenb.-B. 14 5 4 | 70% bad. 
do. Obligationen . 6 | 87%, etbz@ | Schles. Leinenind.| 9 7 4 | 90% 
Warschau-Wien II. .5 | — — S.Act.-Br.(Scholtz)| 9 0. jr. 27 8 
do. III. . 46 8 5 8 = 3 x 3 4141 6 
do. IV. 5 96 bz «hl. Tuchfabrik 4 „ 
—— — do. Wagenb.-Aust.] 9 0 4 6% bz& 
Bank-Discont 5 pr. Ct. Schl. Wollw.-Fabr. 10 0 4 74 6 
Lombard-Zinzfuss 6 pr. Ct. WilhelmshütteMAlll%, [10 4 100% & 
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Sardellen behaupten ſich feſt, 1874er 18 Thlr. gef., 1873er 25 Thlr. 1 
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. 21. Nopbr. 
ſchen Eiſendahn] pom 5. bis zum 11. November 1,443,642 Fl., gegen 
1,396,313 Fl. der Nu eee oche des Vorjahres, mithin Wochen⸗Mehr⸗ 
Einnahme 41,329 Fl. Bisherige Mindereinnahme jeit 1. Januar 1,768,346 Fl. 


London, 21. November. [In der heutigen Wollverſteigerung! 
waren Greaſy Kapwollen billiger. 


N nn Souzfe und Börſennachrichten. 
Wolffs Telegr.⸗Bureau.) 

Berlin, 22. November, ee 1 Uhr. [Privat⸗ 190 
Bei unveränderten Courſen ziemlich feſt. Creditactien 139 % & 

& 139 % à 139%, 1 9 se 183%, Galizier 109%, Lombarden 175 
Roromeitbabn 84% apierrente 64, Silberrente 68% ult., 1860er Loboſe 

107%, 1864er L an 9% Br., Bergiſch⸗ ⸗Märkiſche 83% Go., Köln Minden 
128 Gd., Rbeiniſche 135% à 135%, Italiener 66% Gd., Türken 43 J bez. 
und Gd., Rumänier 34% à 34%, Darmſtädter Bank 15: 5% Gd., Disconto⸗ 
Commandit 175%, & 175%, Dortmunder Union 35 & 34% a 35, Laurahütte 
134% a 134% & 134%. 

Frankfurt a. M., 21. November, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] Van Wechfel 119%. Pariſer do. 95%. Wiener do. 107%. 
kauen, 320%. Hell. Ludwigsbahn 133. Böhm. Weſtbahn —. Lom 

rd 144. Galizier 255%. Eliſabethbahn 204. Nordweſtbahn 148% 

Elbthalbahn —. Oberheſſen 72%. Oregon 21%. Credit⸗Actien“) 245%. 
Auf. Bodencredit 90. Ruſſen 1872 98% Silberrente 68½. Pavierremie 
64%. 1860er Looſe 107%. 1864er Looſe 172%. Ungar. Schatzw. 91. Maar⸗ 
Grazer 82%. Amerikaner de 1882 97%. Darm! tädier Bautverein 389 
Deutſch⸗öſterr. 89. Prov.⸗Disconto⸗Geſellſchaft 81%. Brüſſeler Baut 106%. 
Berliner Bantverein 86 Frankf. Bankverein 88 1 do. Wechslerbant 84 
Nationalbank 1049 /. Meininger Bank 101%. Hahn Gfiertenhaut 117%. 
Continental 92. Südd. Immobil.⸗Geſellſchaft Hibernia — 18540 
Looſe —. Rockford —. Rhein⸗Nahe⸗Bahn —. Schiff ſche Bank —. New: 
1 Anleihe —. Ungarlooſe 97. Köln⸗Minden⸗Looſe —. Engliſch⸗ 

Wechslerbank —. 1 —. Schleſ. Vereinsbank —. Kurheſſiſche 
Looſe —. Baubank —. Neue ungar. Schatzbonds 89%. Credit feſt. 

Spekulations⸗ und Anlagewerthe, Bahnen und Banken feſt, wenig 


eſchäft. 

Nach Schluß der Börſe: Matt auf Berlin. Creditactien 243%, Franzoſen 
320, Lombarden 143%. 

* per medio rein. per ultimo. 

Frankfurt 9 M., 22. November, 8 
Wiener Wechſel Franzoſen 320. Böhm. 
barden 1434. Galizier 255. ee 203%. Nordweſtbahn 149. 
Oberheſſen 72%. Creditactien 243. Silberrente 68%. Papierrente RE 
1860er Looſe 107%. 1864er Looſe 172%. Ungar. neue Schatzanw. 8 
Darmſtädter Bank 389. Deutſch⸗öſterr. Bank 89%. Frankf. Bankverein 
88 A dto. Wechslerbank Nationalbank 1048/4. Meininger Bank 

Hahn'ſche Effectenbank 117%. 

4 der Börſe: Creditactien 243, Franzoſen 320, Lombar⸗ 
den 4 

Hamburg, 21. November, Nachmittags. Schluß⸗Courſ e.] Hamb. 
ge Prämien: ee 108%. Silberrente 68%. Oeſterreich. Creditacuen 

208. dito. 1860er Looſe 107%. Nordweſtbahn —. Franzoſen 686. 
Lombarden 306. Italieniſcde Rente 66/½% Vereinsbank 124%. Lauro⸗ 
te 134%. Commerzb. 82%. dio. 1. Emi. — Norddeutſche Baut 148. 
e Vun e Bank — —. Anglo⸗deutſche Bank 49%. dito. new 

„Daniſche . 96%. 
Stadt- Theater. 
Ang den 23. November. 

ale: „Der verkanfie Ss 1 


Effecten⸗Societät.] 
eſtbahn 210%. Lom⸗ 


fer komiſches aa 
mit Geſang 12 Tanz in 3 Akten 
(12 Tableau 


0 von E. Jacobſon und 
O. Girndt. Muſik von VB. Michaelis. 


Lobe - Theater. 


* 23. Nobbr. Zum 2. Male: 
„Die Himmelsbraut.“ Schauspiel 
in 5 Akten von Heinr. Heinemann. 


Thalia - Theater. 


ul den 23. November. Zum 
Male: „Der große Wohlthäter.“ 
Tote mit Geſang in 3 Akten 
und einem Vorſpiel von H. ee 
Muſik von R. Bial. [6810] | . 
Dinstag, den 24. November. Zum eim. 
9. Male: „Der große Wohlthäter.“ 


Im großen Saale des 


Cafe ‚restaurant, 


e 
— 


ftraße 37. 2 fü 
5 r on Fall der Annahme des Antrages ad 1: 
Populär A ntcaftt. Bor- Beſchlußfaſf ſung über font haf der Geſellſchaft unter Bewilligung 
Wunder des Mikroſtops. Ba se a 
orführung der 5 ten Nebelbilder. Wahl von Liquidatoren: 
e Unten en [5421] 5 Ermächtigung der Liquidatoren, die der Geſellſchaft gehörigen Im⸗ 
ya 5 17 255 9 Platz 5, mobilien ohne öffentliche 1 zu veräußern. 
llerie 2% Sgr. Zur Theilnahme an der General⸗Verſammlung 
6 tuts nur diejenigen Commanditiſten berechtigt, we 
Dr. 3 a Cohn Geſellſchaft als Commanditiſten eingetragen ſind. 
prakt. Arzt ꝛc, (6527 Die zur Legitimation des Vertreters eines Commanditiſten erforderlichen 
+ 


Friedrichsſtraße 88. 


Sprechſtunden 8—9 Uhr, 2—3 Uhr. 


Geſchlechtskrankheiten, 


en weißen Fluß, Hautausſchl. 
und Flechten heilt ohne Queckſilber 
gründlich und in kürzeſter Zeit. 
Auswärtige brieflich. [6193] 
Dr. Augnst Loewenstein, 
Albrechtsſtraße 38. 


3. Etage, einzureichen. 
Breslau, den 21. November 1874. 


Capital der Geſellſchaft von 2 
abzuſetzen. 


— aufgefordert, ihre Anſprü 


Berlin, den 12. November 1874. 


Hanpt-Lager | 


von [6091] 


Jugendfchriften, 
Bilderbüchern 


ee ee 


Spielen. 
Priebatsch’sBuchh. 


Specialität: Lehrmittel. 
Permanente 
Lehrmittel ⸗ Sting 10 fl. 


à Brutto⸗Pfund 1 Thlr. 12½ Sgr. 
[1982] 


27 


Breslau. 


e.—— 


Die Ruſſiche Caviar⸗ 
Niederlage ven B. Per- 
Sicaner in Nys lowitz 


erhält ene feiiße endungen 
von Aſtrachaner Caviar und ber: 
ſendet gegen Nachnahme das Brutto⸗ 
Pfund mit 424 Sgr. [6808] 


Ning 1 


[Wochenausweis der geſammten lombardi⸗ bank —. 


Papiere ſind nach § 23 des Statuts ſpäteſtens einen Tag vor der General⸗ 
Emm dem Auffihtsrathe im Geſchäfts⸗Locale, Kloſterſtraße Nr. 86, 


Hinrichs. 


2 LU 
Provinzial-Makler-Bank. 
Die General⸗ „Verſammlung vom 16. Mai d. J. hat beſchloſſen, das Actien⸗ 
Millionen Thaler auf 1 Million Thaler her⸗ 


In Gemäßheit des Art. 243 des H.⸗G.⸗B. werden die Gläubiger hiermit 
ex an die Geſellſchaft geltend zu machen. 


rovinzial-Makler-Bank. 
Litimann’ 8 Hotel zur „Nova“, 


Grüne Baumbrücke 1 


Hotel, Reſtauration und Weinhandlung, 


empfiehlt . vorzüglichen Mittagstiſch im Abonnement à 6 Sgr., in⸗ und 
ausländiſche Biere von beſter Qualität, rein gehaltene Weine. 
3 Marmor⸗Billarbs. 


Echt Astrachaner Caviar 


grau und großkörnig, verſendet in 1, 2, 3, 4, 5 und 10 Pfund⸗Gebin den 


A. Jurasky in Myslowitz 
Mit einem Transport Nei 


litthauiſcher Neit- 
und Wagenpf ferde AR 


bin ich hier eingetroffen und ftehen enp in dem Stall Pferdemarkt 
neben dem Gaſthof zum Rothen Schlöſſel zum Verkauf. 


Jonas Fried 


aus Gumbinnen. 


—— 5 1 155 


e us 
Stamm ⸗Actien 136% 


Schluß ſcwach. f Bergisch Mate . 


Gebet. 21. November. (Betseivemartt] Weizen und Noggen 
loco feſt, beide auf Termine feſt. Weizen 126 7585 pr. November 
1000 Kilo netto 186 Br., 185 Gd., per November⸗December 1000 Kilo 
netto 186 Br., 185 Gd., pr. December⸗Januar 1000 Kilo netto 186% 
Br., 185% Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 190 Br., 189 Gd. Roggen 
pr. November 1000 Kilo netto 164 Br., 162 Gd., pr. November⸗December 
1000 Kilo netto 159 Br., 158 Gd., pr. December: Januar 1000 Kilo 
netto 159 Br., 157 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 154 Br., 153 
Gd. Hafer rubig. Gerſte * Rüböl ftill, leco und per November 
54%, pr. Mai pr. 20 Pfund 57½. Spiritus höher gehalten, 1 November 
und per December⸗ Januar 46, per März⸗April 46%, pr. April⸗Mai pr. 
% Luer 100% 4644. Hafer rubig, Umſatz 1 Sad. Petroleum ſtill, 
Standard white loco 9, 50 Br., 9, 40 Gp., November : 9, 40 Gd. 
Decbr. 9, 50 Gd, vr. Jan. März 9, 80 Gd. Weiter: Gelinder Froſt. 

Liverpool, 21. November, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 12,000 Ballen. Stettig. Tagesimport 9000 Ballen, 
davon 7000 B. amerikaniſche. 

Geſtriger Bauwollen⸗Vorrath 540,000 Ballen. 

Liverpool, 21. November, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht). 
Umſatz 12 ‚000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 


Stetig. 

Middl. Orleans 87, middl. amerikaniſche 7%, fair Dbollerah 37, 
middl. fair Dhollerah 4%, good mibp!. Dbollerab 445 middl. Dhollerah 3% 
fair Bengal 4%, fair Broach 5%, new fair Oomra 5%, good fair Oomre 
5% un Madras 5, fair Berna 8, fair Smyrna 6%, fair Egyp⸗ 
tian 8 4 

Orleans nicht unter low middling Februar⸗März⸗Lieferung 7%. 

Amſterdam, 21. November, Nam. [Getreidemartt.) (Schluß bericht.) 
Weizen pr. Mai 270. Roggen pr. Mai 183. — Wetter: Regneriſch. 

Antwerpen, 21. Novbr., Nachmittags 4 Uhr 30 Minuten. [Getreide⸗ 
markt.] (Schlußbericht.) Weizen ruhig, däniſcher 25%. Roggen feſt, 
Donau 19. Hafer ſtetig, Riga 23%. Gerſte unverändert. 

Antwerpen, 21. Nopbr. [Petroleum⸗ Markt.] (Schlußbericht.) Raf⸗ 


2 7 Ace | 


nirtes, Type weiß, loco 23% bez. und Br., pr. November 23 bez., 23% Br., Win 


per „ 23 bez., 23% Br., per Januar und vr. Januar⸗März 24% Br. 
teigend 

ee 21. Nopbr. (Schlußbericht). Standard white 

loco 9 Mk. 75 Pf. Feſt. 


Breslau, 23. Nobbr., 94 Uhr Vorm. Am heutigen Markte war 
die Stimmung im Allgemeinen etwas feſter, bei mäßigen Zufuhren und un⸗ 
veränderten Preiſen. 

Weizer, feine Qualitäten blieben gut beachtet, vr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher 
weißer 5½ vis 6% Thlr., gelber 5% bis 6% Thlr., feinſte Sorte über 
Notiz bezahlt. 

Roggen mehr Kaufluſt, pr. 5% bis 5½ Thlr., feinſte 
Sorte über Notiz bezahlt. 


Petroleum. 


100. Kilogr. 


Gerſte, in gedrückter Stimmung, vr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., weiße 
5½ bis 5% Tir. 

Hafer ſehr feſt, or. 100 Klüogr. 5 ½ —5 7 bis 5%, Tblr. 

Erbſen angeboten, pr. 100 Kilogr. 6% ots 7% Thlr. 

Wicken vernachläſſigt, pr. 100 Kilogr. 5% bis 57 Thlr. 

Lupinen geſucht, dr. 100 Kllogr. gelbe 4% bis 5%, Tblr., blaue 


Demmm. Wen 354. Wiener Bat 5 % bis 5% Tblr. 


Commandſt⸗Geſellſchaft auf Actien 


Bad Königsdorff⸗Jaſtrzemb 
Eugen Heymann). 


Der unterzeichnete Vorſitzende des Aüſſichtsraths ladet die Herren Com⸗ 


manditiſten wegen eines bei Einberufung der General⸗Verſammlung vom 
October d. J. vorgekommenen Formfehlers nochmals zu einer 


außerord 
General Verſammlung 
auf Freitag, den 27. November c., 
Nachmittags 3. Uhr, 
im Hotel de Silesie, Biſcoſstraße, 


Tagesordnung. 
1) Matten des Auſſichtsraths und des perſoͤnlich haftenden Geſellſchafters: 
n $ 2 des Statuts dahin abzuändern, daß 
Geſellſhaft auch vor dem Ablauf von 50 Jahren mit Zuſtimmung 
des „perſönlich haftenden Geſellſchafters erfolgen kann; 


entlichen 


Servietten | 
Tiſchgedecke 


eine Auflöſung der 


Creas do. 
enden Geſellſchafter beanſpruchten 


f ind nach § 22 des Sta⸗ 
che im Actienbuche der 


um Preiſe von 2%—4 Thl 
3 "Bentten Be hlr. 


[6562] 


Friedländer. 


[6747] 


Stammkufen 


Groggläſer, Porzellan⸗Thürſchild 
bei arl Stabn, e e 1b. 


153021 


ſowie 


ſofort zu vermiethen. 


L. Haendler, 


mann 
Zabrze. 


12080] 


Neeller Ausverkauf! 


Wegen Aufgabe unſeres Confections- und Putzgeſchäftes ſoll das noch 
ſehr bedeutende Lager fertiger, einfacher und eleganter Kleider und Hüte 
zu billigſten Preiſen ausverkauft werden. — Wi 
welt Gelegenheit zu ſehr vortheilhaftem Einkauf. 


Geschwister Colbert, 
Fabrik für Damen ⸗Garderobe, Breiteſtraße 209. 


um Breslauer Markt. | 


H: Nan Taſchentücher in weiß und bunt. 


in eleganten Damaſt⸗Muſtern. 7 


Wiſchtücher mit bunter Kante. 
Gedruckte Schürzen, ganz waſchecht. 


=. Reſterleinen. u 


Gebleichte Leinen, beite Naſzn lee, 


offerirt zu Fabrikpreiſen 
die Fabrik leinener Waaren 


von E. Diebiisch 


aus Schmiedeberg, zum Markt: Alte Börfe, Blücherplaßz. 
Nur bis 8 den 26. November. 


Fabriken — ſouſtigen Zuftituten mit 


Arbeiter⸗Caſernements 
empfiehlt Unterzeichneter ſein Lager äußerſt durabler dunkler 


Arbeiter⸗Schlafdecken 


Probeſendungen franco und wrofgg h 


Aron Hirschner's 
Militär⸗ Effecten- Handlung. 


8 Sicherheit 
beſte Lefaucheur Nevolver, 


x Schuß f Mm. 3 al re Patronen, 


8. Guttfreund in Natibor, 


I. Waffen-Haupt-Depot Schleſiens. 


Ein Geſchäftslocal nebſt 
daranſtoßender Wohnung, 
große Bodenräunm 
lichkeiten, für ein Produc⸗ 
ten⸗Geſchaͤft gerigneh, find 


Bohnen unverändert, pr. 100 Ailog. 7% bis 7} En 
Mais blieb an Kerr 15 1 


100 Kilogr. 4% bis 41 
Delfaaten lei b bertzuflich l 9 


ann in a Haltung. 
Wel netto 15 Tr Far, 5 
Schlag⸗ Senat 85 * 
Winter⸗ 2 — 
Winter⸗Ru 12 7 10 20 
Sommer⸗ „Rübſen 4 5 15 
Leindotter 10 20 
Napskuchen gut tuflich, ſchleſiſche 75—77 Sgr per 50 Kilogr. 
Leinkuchen matter, ſchleſiſche 108 —110 Sgr. per 30 Kilogr. 
Kleeſaat — gute Kaufluſt — neue rothe orbinäre 12—13 Tble, 
. 134 13 Thlr., feine 14— 147 Thlr., bochfeine 15% Thlr. vr. 
0 Kilogr., — weiße wenig zugeführt, ordinäre 15 —16 Thlr., mittle 17—18 
Thin. ine 1819 Thlr., bochfeine 194 —21 Tblr. pr. 50 ftilogr. | 
Thumotbee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 5% Kilvar- 
Mehl war unverändert, pr. 100 Kilogr. unverſteuert Weizen⸗ fein 9% 
bis 9% Thlr., — 255 fein 97 — 9 Thlr., Hausbacken 2 bis 8°%, Thlr., 
Roggen⸗Futtermeh 471 —4 / Thlr., Weizenkleie 34 —3 7 Thlr. 


Bredlan, 2. Nod. Waſſerſtand.] BP. 4 M. 16 Cm. UR. — M. — Em 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der a: Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Bresla 


* AG 


November 21. 22. Nachm. 2 U. ] Abds. 10 u. ] Morg. 6 U. 
Luftdruck bei oOo 328% 99 5 A 33029 
Luftwärmeeeeee — 10 0 — 171 — 27 
Dunſtdruck ernennen jud 69 1459 . 45 
Nin e RR 92 2 vet 90 pg. 90 pi. 

N W. 2 W. 2 
Wa PR Aube Sauer trübe. trübe. 

November 22. 3 Nachm. 2 U. | Mbps. 10 U. Morg. 6 1. 
Luftdruck bei oo. 3* 0, 64 330%63 330%18 
Luftwärmnee — 700 — 105 — 05 5 
Dunſtdru ek 1% 47 1%65 1 85 
Fan gang. +++ 80 pet. 95 pt. 9 var 

R ur W. 2 W. 1 | 
Welter . trübe. bedeckt, Schnee. boden Schbee 


Soeben erſchien in unſerem 28 und iſt durch alle Buchhandlungen 
zu beziehen: 


unfehlbare Pap f. 


Von Dr. Joſ. Pet. Sa 


Geh. Reg.⸗Ralh und Prof. an der Univerſität Breslau. 
Preis 6792) 


Fiedler & 1 


een und Verlags buchhandlung. 
Ohlauerſtraße 58. 


ie geben hiermit der Damen⸗ 


15956 


N * 
ff. 1. 30 rh. = Frcs. 3. 38. 


Der Bazar 
erfeheint alle 8 Tage im ee — 
1—2 Bogen mit vielen Illu 
nen und Schnittmuſtern und enthält 
Alu. A. Pariſer Modebilder, Kinder⸗ 
Ne Novellen 
Modenberichte ꝛc. ꝛc. [111 
Alle Buchhandlungen und Poſt⸗An' 
ſtalten nehmen l Bestellungen 
an. Erſtere liefern auf Wunſch 
Probe - Nummern. 


Solz⸗Verkauf. 


Montag, den 30. November Cı 
Vormittags 10 Uhr, findet im Saft 
hof des Herrn Knothe zu Bojanong 
ein öffentlicher Verkauf von circa 7 ) 
Morgen Kiefer⸗ und Eichen⸗Hochwa 
aus dem zum Do minium 84 
gehörigen Forſte ſtatt. 001 

Die ſpeciellen a eee ungen 
ſowie die Taxe ſind bei Herrn Burger 
Fb Koliſch in Bojanowo eu 


. berg, 16. Nobemb 1800 
e von Ant. ſcs u 


Cameral⸗ 


[6805] 


Große Auswahl 


bon feinen [5252] 


Original- 
Oelgemülden 


Düſſeldorſer Künſtler 


Albrechtsſtr. 30, 


ar terre. 
Der Verkauf findet nur 
noch wenige Tage ftatt. 

J. M. Müller, 
Kunſthandler aus Duüſſeldorf, 


2⁰81] 


ine Kindgt. ſucht ein oder zwei 
Ei Kinder im Alter von 3—7 Jabren - 
in Pflege zu nehmen; forgfältige Er⸗ 
ziehung und entſprechender Unterricht 
im Kindergarten werden verſichert. 


150 Stuck überzäblige nel 
Cavallerie.Woilachs, 


Gef. Oil. unter A. B. Zobten a. B. vom 20. Ulanen⸗Regiment, 131 
ee eee 
Aron Ki 
litär⸗Effect And 
30.000 Ctur. Fe, en.On 1000 
g 4 
Zuckerrüben 


werden zu kaufen geſucht. 
Offerten werden sub Chiffre H. Z. 
poste restante Münſterberg Abbe ars 


5 zur 
a Redacteur: 
Barth und en 
breslau. 


